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Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 
16. N ig Sa Abgeordnetenhauſes (vom 18. Februar.) 
11 Uhr. Am Miniſtertiſch Graf zu Eulenburg, Achenbach und Frieden⸗ 
thal mit mehreren Commiſſarien. x 
Vom landwirthſchaftlichen Miniſter ift ein Organiſationsplan der land: 
wirthſchaftlichen nalen eingegangen. . 
Nachdem die Aufhebung des Strafverfahrens gegen die Abgg. von 
Fahne ranſſen und Ibach beſchloſſen, und in dritter Berathung die 
eſetzentwürfe, betreffend die Theilung des Kreiſes Konitz und einige 
ohenzollern'ſchen Landen ge⸗ 
nehmigt ſind, wird die erſte Berathung des Entwurfs einer Wege⸗Ord⸗ 
5 eröffnet. RI 
Abg. v. Löper (Löpersdorf): Im Großen und Ganzen iſt dieſes Geſetz 
geeignet, in einer überaus wichtigen Materie Neues und Gutes zu ſchaffen; 
aber der Abſchnitt von den Gemeindewegen enthält in Bezug auf die Be⸗ 
ſchwerde⸗ und Entſcheidungs⸗Inſtanzen, über Anlegung und Veränderung 
von Wegen und über Vertheilung der Wegebanlalt ſo complicirte Beſtim⸗ 
mungen, daß die Betheiligten ſich ſehr ſchwer darin zurechtfinden werden. 
Bis jetzt gah es für die Bewohner der Landgemeinden nur eine Beſchwerde⸗ 
Inſtanz, die Regierung, jetzt ſollen ſie in verſchiedenen Friſten ſich bald an 
den Kreisausſchuß, bald an den Bezirksausſchuß, bald an das Bezirksver⸗ 
waltungsgericht wenden. Im erſten Falle wird eine Friſt von 3, in den 
anderen von 4 Wochen vorgeſchrieben. Ich möchte dringend hier empfehlen, 
die Friſten überall gleich zu bemeſſen und den Gemeindemitgliedern zu ge⸗ 
ſtatten, ihre Beſchwerde allein an ihre Ortsbehörde zu ſtellen, die ſie dann 
an den Kreis⸗ und Bezirksausſchuß weiter zu befördern hat. 
Abg. Knebel: 3 begrüße die Vorlage mit lebhafter Freude, da fie 
einem geradezu 3 ir gewordenen Zuſtande ein Ende macht; ich hätte 
aber darin eine größere Ausdehnung und Benutzung der N Selbſtverwaltung 
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neu geſchaffenen Organe und Inſtitute gewünſcht. In dem wichtigſten 
Princip, dem der Auflegung der Wegebaulaſten, hat ſich die Vorlage den 
Beſtimmungen angeſchloſſen, die bisher bei uns am Rhein beſtanden. Bei 
uns gilt die Verpflichtung, daß diejenigen Gemeinden die Koſten zu tragen 
ge über deren Bann der Weg geht. Von dieſer Bannverpflichtung, die 
ehr oft die ſchreiendſten Ungerechtigkeiten mit ſich führt, hatten wir gehofft, 
durch dieſe Vorlage befreit zu werden, und es iſt der Regierung eine generelle 
Abänderung dieſes Syſtems um ſo dringender zu empfehlen, als eine ſolche 
für beſtimmte Fälle in dieſem Geſetze ſich bereits vorfindet. Es ſollen näm⸗ 
lich in induſtriellen Gegenden die Beſitzer induſtrieller Etabliſſements, die 
natürlich an der Beſchaffenheit der Wege ihres Ortes ein hervorragendes 
Intereſſe haben, auch in hervorragender Weiſe zu den Koſten herangezogen 
werden. Dies Princip der Intere en verpflichtung an Stelle der Bannver⸗ 
pflichtung iſt gegenwärtig grundsätzlich in Frankreich eingeführt und hat ſich 
dort 1 bewährt. Dieſem Beiſpiele können wir unbedingt folgen. 

ch empfehle dieſen Punkt der beſonderen Berückſichtigung der Commiſſion, 
ür die ich eine Stärke von 28 Mitgliedern beantrage. 

Abg. Wiſſelinck: Ich kann das Princip der Intereſſenverpflichtung zur 
Wegebaulaſt x unſere öftliben Provinzen nicht empfehlen; in dieſen iſt der 
ganze Verlauf der geſchichtlichen und Rechtsentwickelung ein ſolcher geweſen, 
daß wir für derartige Laſten nur die Geſammtgemeinde heranziehen können. 
— In den Gnlwurf iſt durch die Aufnahme der Chauſſeen eine Schwierig⸗ 
keit inſofern hineingetragen worden, als durch das neue Dotationsgeſetz die 
beſitzrechtliche Stellung der Chauſſeen vollſtändig verändert iſt. Es wird nach 
dieſem Geſetze Provinzialchauſſeen geben, von denen dieſer Entwurf gar nicht 
ſpricht. Ferner iſt zu fragen, ob die Kautelen gegen Ueberbürdung durch die 
Wegebaulaſt in dieſem Entwurfe richtig geſtellt ſind. Die locale Ueberbürdung 
würde durch Schaffung von Wegebauverbänden verhindert werden. In der 
Commiſſion müßten die zunächſt Intereſſirten, der Grundbeſitz und die Ver⸗ 
treter der Stadtgemeinden, hinlänglich vertreten fein. ge 

Abg. Miquel: zunächſt ift zu fragen, ob der Geltungsbereich dieſes 
Geſetzes richtig gegriffen, ob es gerechtfertigt iſt, daß es nur auf die öſtliche 
zn der Monarchie Anwendung finden jol. Für Poſen ſoll es erſt nach 

zinführung der Kreisordnung gelten. Nun iſt der Zeitpunkt für dieſelbe 
vorläufig noch völlig unbeſtimmt; aber N ap im e ſind die 
Wege⸗Verhäliniſſe nach der Anſicht der Regierung wie der andesvertretung 
Waden unerträgliche. Ich möchte daber dringend empfehlen, in dieſes Geſeß 
eſtimmungen aufzunehmen, die ſchon vor Einführung der Kreisordnung die 
allerſchlimmſten Uebelſtände in Bezug auf den Wegebau in Poſen, die be⸗ 
ſonders drückend auf dem kleinbäuerlichen Stande laſten, beſeitigen. Es iſt 
mir ferner nicht klar, weshalb nicht für die weſtlichen Provinzen, ſowie für 
Schleswig⸗Holſtein in dem Geſetze beſtimmt wird, daß für ſie die Anwen⸗ 
dung der Wegeordnung gleichzeitig mit der Einführung der neuen Verwal⸗ 
tungsreformen zur Geltung kommen fol. Das Bedürfniß iſt ja für dieſe 
tobinzen nicht minder dringend. In Hannover liegt die Sache anders. 
ort beſteht bereits ſeit 1851 eine allgemeine Wegeordnung für die ganze 
Provinz, die ſich durchaus bewährt hat. Mit den Grundgedanken dieſer Vor⸗ 
| lage bin ich durchaus einverſtanden, ebenſo mit der Sinan der Compe⸗ 
tenz der Behörden; nur in Betreff der allgemeinen Syſtematik und Anord⸗ 
Verf. des Entwurfes finde ich viele Mängel, durch die das Verſtändniß der 
Vorlage weſentlich erſchwert wird. Der Entwurf hat es nur mit öffentlichen 
We en zu An Das können Fahr: oder Fußwege fein, die ſich alſo hierin 
nach ihrer Beſtimmung unterſcheiden, ferner werden ſie nach ihrer Unterhal⸗ 
tung in der Vorlage als Gemeinde⸗ und Kreiswege unterſchieden. Nun 
ſtellt aber außerdem der Entwurf noch beſonders die Chauſſeen auf und da⸗ 
durch wird die ganze Syſtematik unklar. Der Entwurf vermeidet es, den 
Begriff der öffentlichen Wege zu definiren; die Motive erklären eine ſolche 
Definition für unausführbar und ſagen, es hängt von dem einzelnen Falle 
ab, ob ein Weg ein öffentlicher Weg iſt oder nicht. 5 ? 
Daß dieſe Frage eine quaestio facti iſt, gebe ich zu; allein wenn wir den 
Berichten, ja ſogar in einzelnen an den GSelbitverwaltungsbehörben, aljo 
ſelbſt Laien das 19 — und die Entſcheidung über dieſe Frage anheimgeben, 
ſo iſt es doch höchſt bedenklich, eine ſo entſcheidende Begriffsbeſtimmung ganz 
außerhalb dieſes Geſetzes zu laſſen. Das hannoverſche Geſetz von 1851 hat 
eine ſolche Definition aufgenommen und ich kann aus perſönlicher Kenntniß 
berfichern, daß fie ſich bei vielen Streitigkeiten durchaus bewährt hat. Man 
at darin ausgeſprochen: öffentliche Wege ſind ſolche, die zum allgemeinen 
Gebrauch dienen und demſelben nicht durch Privatrecht entzogen werden 
können. Ich würde eine noch ſchärſere Definition 9 Es kommt 
bei Entſcheidung dieſer Frage nicht darauf an, ob der Weg zum öffentlichen 
Gebrauche wirklich dient, ſondern ob er dazu beſtimmt ift. Dies iſt keines⸗ 
wegs eine bloße juriſtiſche Tüftelei, ſondern eine Frage von durchaus practi⸗ 
ſcher Bedeutung. So ſind z. B. bei Gelegenheit der Separation und Ver⸗ 
koppelung lediglich zu dieſem Zwecke in der ganzen Monarchie auf Koſten 
der geſammten Grundbeſizer in der Feldmark ſogenannte Seperations⸗ oder 
Koppelwege angelegt worden, die nach beiden Seiten mit anderen Wegen 
und Straßen in Verbindung ſtehen und thätſächlich im 1 ara Gebrauch 
find, Iſt nun deshalb ein folder Weg ein öffentlicher? Nach meiner Anſicht 
nein. Er fällt nicht unter dies Gefetz; er könne es nur dann, wenn er zum 
offentlichen Gebrauch beſtimmt worden iſt. Die Commiſſion wird dieſe 
eminent wichtige Frage, von der die n weſentlich abhängt, 
orgſam zu prüfen haben. Dem Vorſchlage des Abg. Knebel, überall die 
niereſſenverpflichtung einzuführen, muß ich durchaus entgegentreten. Wer 

oll denn die Intereſſen abwägen? Dies Syſtem würde zu den größten Will: 
Aurlichkeſten führen und geradezu derderblich wirken. Daß es wirklich in 

rankreich Rechtens ſein ſoll, daß alle Wege von den 1 . zu unter⸗ 

alten find, kann ich mir unmoglich denken. Was die Berufungs⸗ und 
Fallung in dem Entwurfe betrifft, ſo erkenne ich an, daß man nach 
inführung der neuen Verwaltungskörper allerdings ein Correctiv gegen 
extraordinäre und egoiſtiſche Intereſſenverfolgung einzelner Kreiſe haben muß. 

Zu einem zuſammenhängenden Netz von Straßen würde man ohne 11 — 
Kautelen ſchwerlich gelangen, wenn man nicht den Weg beſchreiten will, der 
mit großem Erfolge in der Provinz Hannover eingeſchlagen iſt. Dort be⸗ 
Kimms das Geſetz, daß die Geſammiheit der m bauenden Straßen von der 

rovinzialvertretung im Voraus feſtgeſetzt wird, daß alſo die Straßen von 
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vornberein in einen großen Plan gebracht werden. Man hat dann die Ga⸗ 
rantie, daß jede Willkür bei Einzelentſcheidungen ausgeſchloſſen wird. Die 
ganze Aufgabe der Kreistage reducirt ſich hierbei auf die Aufbringung der 
Koften und die Ausführung der Beſchlüſſe der Provinzial⸗Vertretung, der 
allein die Abänderung des urſprünglichen Planes in einzelnen Fällen zuſteht. 
Die Provinzialvertretung hat aber durch den Dotationsfonds die Mittel in 
der Hand, die Kreiſe beim Wegebau zu unterſtützen, und ſie macht die Höhe 
dieſer Beihülfe ib der Leistung, beziehungsweiſe Mehrleiſtung der 
einzelnen Kreiſe. Der Einwand, daß durch Erweiterung des Eiſenbahnnetzes 
ein ſolcher allgemeiner Plan vielfach durchbrochen und binfällig werde, iſt 
nicht ſtichhaltig. In Hannover hat man Außerordentliches im Wegebau ge⸗ 
leiſtet, und in den letzten Jahren beſonders durch freiwillige Leiſtungen der 
Wegeverbände in überraſchend hohem Maße. Nun hat man in Hannover 
bereits ſeit dem Jahre 1821 durch Geſetz das allgemeine Straßennetz feſtge⸗ 
ſtellt und dieſer Plan hat ſich bewährt und trotz aller Eiſenbahnbauten, trotz 
der Vergrößerung der Städte und aller inzwiſchen eingetretenen Verände⸗ 
rungen im ſocialen Leben iſt er noch heute der maßgebende für alle Neu⸗ 
bauten. Der Vorzug dieſes Syſtems erhellt deutlich daraus, daß man im 
Jahre 1864, als ich ſelbſt Mitglied der hannoverſchen Kammer war, nach den 
damals angeſtellten Berechnungen annahm, der Plan werde etwa 2744 Jabre 
zu ſeiner vollen Ausführung nöthig haben, er iſt aber nach Einführung der 
Selbſtverwaltung und in Folge der freiwilligen Zuſchüſſe der Wegebauver⸗ 
bände innerhalb 9 Jahren vollführt worden. a 
Ich kann daher die allgemeine Einführung dieſes Syſtems nur dringend 
empfeblen. Die Beihilfe und Zuſchüſſe, die die Provinzialvertretung den 
Kreiſen gewährt, haben danach in geometriſcher Progreſſion zu erfolgen je 
nach den Leiſtungen der einzelnen Kreiſe und Bauverbände; dadurch wird 
das Intereſſe der we zu ſtarken Leiſtungen angeregt. In Bezug auf 
die Aufhebung der Chauſſeegelder und Wegeabgaben kann ich es nur billigen, 
daß die Regierung bei den ſo ſehr verſchiedenen Verhältniſſen in den ein⸗ 
zelnen Provinzen nicht mit einer radicalen Maßregel in dieſem Entwurf vor⸗ 
gegangen it. Die ganze Tendenz des Geſetzes führt dahin, allmälig die 
Hebungsberechtigung aus dem geſammten Wegebau herauszubringen. Man 
braucht ſich hier nicht zu überſtürzen. Wir können es ſehr wohl den Cinzel⸗ 
verwaltungen überlaſſen, wenn ſie es mit ihrem Interſſe für vereinbar halten, 
die Hebungsgebühren zu beſeitigen. Ein engliſcher Staatsmann erwiderte 
mir, als ich ihn auf die vielen Brückenzölle in England aufmerkſam machte: 
wir wollen lieber mit dieſem von dem modernen Wirthſchaftsſyſtem verur⸗ 
theilten Zoll gute Brüden haben, als ohne ihn gezwungen ſein, durchs 
Waſſer zu gehen. So ſage auch ich: lieber Chauſſeen mit Chauſſeegeld als 
keine Chauſſeen. — Ueber die Einzelheiten dieſes Geſetzes könnte man gerade⸗ 
u Tage lang reden. (Heiterkeit) Die Materie iſt eine ſolche, daß das Ge: 
Veh, ohne in beſtehende Rechte, Gewohnheiten und Verhäliniſſe ftörend einzu: 
greifen, nicht wohl auszuführen iſt. Wir dürfen uns nicht ſcheuen, dies zu 
thun, wenn wir das Wohl des Landes und das Geſammtintereſſe fördern 
und wahren wollen. E 
Handelsminiſter Dr. Achenbach: Ich glaube auch, daß man über eine 
Wegeordnung Tage lang reden könnte, aber wohl beſſer in dem engen Kreis 
einer Commiſſion, bevor man hier im Plenum einen Beſchluß faſſen kann. 
Alle Redner haben ſich ja nach einer oder der andern Richtung hin anerken⸗ 
nend über den Entwurf ausgeſprochen und die einzelnen Bedenken ſind von 
den folgenden Rednern zum Theil ſchon widerlegt worden. Dieſes Geſetz iſt 
durchweg von jenen Inſtitutionen der Selbſtverwaltung, die wir eben gegrün⸗ 
det haben oder zu gründen im Begriffe find, durchzogen; aber die Conſequen⸗ 
zen aus unſerer neueren Organifation können doch keinen Angriffspunkt für 
dieſes Geſetz geben, ſondern müſſen bei jenen allgemeinen Geſetzen erörtert 
werden. Es liegt auf der Hand, wenn die Vorlage an eine Commiſſion ver⸗ 
wieſen wird, die verſchieden iſt von der, welche die Organiſationsgeſetze be⸗ 
arbeitet, leicht die Fühlung verloren gehen kann, ſo daß entweder die beiden 
Commiſſionen nach verſchiedenen Geſichtspunkten arbeiten, oder die für die 
Wegeordnung überhaupt ihre Arbeiten einſtellt, um die Reſultate der anderen 
abzuwarten. Mir würde ein Modus erwünſcht ſein, durch den ein gewiſſer 
Contact zwiſchen beiden Commiſſionen hergeſtellt würde. Eine der wichtigſten 
Fragen iſt der Geltungsbereich des 7 der Vorredner hat dabei wohl 
überſehen, daß die Ueberſchrift des Geſetzes ausdrücklich ſeine Geltung nur 
für die alten Provinzen ausſpricht. Ihre weitere Ausdehnung bängt von 
dem weiteren Vorſchreiten der allgemeinen Organiſation ab. Es wird nicht 
beabſichtigt materielle Aenderungen für die Rheinprovinz und Weſtfalen ein⸗ 
treten zu laſſen; es werden ſich Beſtimmungen finden laſſen, die die Einfüh⸗ 
rung der Wegeordnung in Poſen ſelbſt ohne Einführung der Kreisordnung 
ermöglichen. Heſſen⸗Naſſau iſt ebenfalls der Reform bedürftig und die Re⸗ 
ierung wird es als ihre Aufgabe anſehen, die Reform auch dort durchzu⸗ 
ühren. Daß fie nicht gleichzeitig dieſen Schritt gethan, hängt abgeſehen von 
der Organiſationsfrage damit zuſammen, daß die Ausführung des vorliegen⸗ 
den Geſetzes ſchon für die alten Landestheile mit ſo erheblichen Schwierig⸗ 
keiten verbunden iſt, daher es nicht in der Abſicht der Regierung liegen 
kann, die Schwierigkeiten, welche ſich in den neuen Provinzen zeigen, damit 
zu kombiniren. 5 . 5 
Der Wegegeſetzgebung in Schleswig⸗ĩHolſtein mangelt jede Selbſtverwal⸗ 
tung; es wird hier eine Aenderungen eintreten müſſen und diel Regierung iſt 
bereits mit Ermittelung darüber beſchäftigt, in welcher Weiſe die Reform 
durchgeführt werden kann. Die Wegegeſetzgebung in Hannover iſt in gutem 
uſtande; es wird ſich dort lediglich um ſolche Reformen handeln, die ſich im 
aufe der Zeit bei jeder Geſetzgebung herausſtellen. Ich will nur noch 
darauf aufmerkſam machen, daß, während nach dieſem Geſetze der Kreis die 
Wege unterhalten ſoll, in Schleswig Holſtein Wegediſtricte und Wegever⸗ 
bände beſtehen, die meiſtens mit den politiſchen Amtsbezirken zuſammenfallen; 
es wird ſich alſo bei einer et waigen Reform um die Frage handeln, ob und 
wie weit an die unteren Verbände des Kreiſes anzuknüpfen fe, ſtatt direct 
auf den Kreis ſelbſt überzugehen. Ein Redner aus der Rheinprovinz (Abg. 
Knebel) hat das Grundprincip des le daß die Gemeinde die Wege⸗ 
baulaſt trage, als nicht annehmbar bezeichnet; die Regierung muß auf dieſes 
Princip, welches die Baſis N 50 le iſt, ein entſchiedenes Gewicht 
legen. Wenn der Vorredner dieſe Pflicht der Gemeinde als eine Bannpflicht 
bezeichnete und dem Entwurf die Abſicht unterſchob, daß die Adjacenten her⸗ 
angezogen werden ſollten, troßzdem man die Intereſſenten als Baſis dieſes 
Geſebes aufſtellt, ſo muß ich doch von den Beiſpielen, die er ins Feld 
führte, ſagen, daß ſie nach anderen Geſichtspunkten behandelt werden wür⸗ 
den, als er angenommen hat. Bei allen Wegen, die über das lokale Inter⸗ 
eſſe hinausgehen, tritt ja der Kreis an die Stelle der Gemeinde; außerdem 
koͤnnen ja Wegegenoſſenſchaften nicht blos im 5 der freien Vereinigung, 
ſondern auch zwangsweiſe gebildet werden. Die Baſis des Geſes, daß die 
Gemeinden 1 e Ma hat ja den Beifall faſt des ganzen Hauſes 
gefunden; die Anſicht des Abg. Knebel ſteht deshalb nicht im Einklang mit 
den Wünſchen dieſes Hauſes. Das Geſetz ſteht gänzlich auf den Intentionen 
der neuen Geſetzgebung; es wird nur i wüunſchen fein, daß die neuen 
Organe auf dieſem Gebiete mit gutem Erfolge functioniren. Wenn in dem 
Geſetze Verbeſſerungen nothwendig fein jollten, jo wird das Sache der Com: 
miſſion ſein. (Beifall.) 
Abg. v. d. Goltz: Wir müſſen uns nicht der Illuſion hingeben, daß mit 
einem Wegegeſetz auch gleich gute Wege im Lande geſchaffen werden; das 
wird davon abhängen, welches Intereſſe die einzelnen mit der Aufſicht über 
die Wege betrauten Organe an der Inſtandhaltung der Wege nehmen werden. 
Ich bin mit dem Exlaſſe einer Wegeordnung ſehr zufrieden, dem Entwurfe 
muß ich aber zum Vorwurf machen, daß alle diejenigen Principien, welche 
an die Spitze geſtellt find, nicht ganz conſequent durchgeführt find. Das 
Princip der Unterhaltungspflicht der Wege ſeitens der Gemeinden wird durch⸗ 
brochen, wenn diejenigen, die einen beſonderen Nutzen von den Wegen haben, 
ur Tragung der Koſten derſelben herangezogen werden ſollen. Von dem 
rincip der Selbſtverwaltung iſt abgewichen dadurch, daß die Organe der 
taatsaufſicht und der Selbitverwaling, Oberpräſident, Regierungspraſident, 
Landrath und Provinzial⸗, Bezirks⸗ und Kreisausſchuß bunt durcheinander 
als entſcheidende Inſtanzen gemiſcht ſind. Manche Paragraphen haben über⸗ 
dies eine jo unklare Faſſung, daß es ſich empfehlen wird, das Geſetz einer 
Commiſſion zu überweiſen. g € } 5 
Abg. Mühlenbed begrüßt die Vorlage mit Freuden, weil fie mit einem 
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ewiſſen Radicalismus alle bisher beſtehenden Provinzialobſervanzen und 
ſtatutariſchen Beſtimmungen über den Wegebau beſeitigt; er bittet die Com⸗ 
miſſion, die Vorlage möglichſt ſchleunigſt zu berathen, damit ſie noch im 
Herrenhauſe berathen und beſchloſſen werden könne. 

Hiermit ſchließt die erſte Leſung und wird die Vorlage an eine Commiſſion 
von 28 Mitgliedern verwieſen. 

Das Haus geht nunmehr zum letzten e ſeiner Tagesordnung, 
zur Specialberathung des Etats des Miniſteriums des Innern über. 

Zu Tit. 5 der Einnahmen von 2,241,177 Mark aus der Strafanſtalts⸗ 
. liegt der Antrag Eberty's vor, die ae 
fordern, den Strafvollzug vorläufig im Verwaltungswege in einer Weiſe zu 
ordnen, daß dadurch der Vollzug der Strafe im Sinne des Strafgeſehbuchs 
ua wird. 

Abg. Dr. Roeckerath: Es iſt durchaus nothwendig, daß die Beſtim⸗ 
mung des § 16 des Reichsſtrafgeſetzbuches, wonach die zur Gefängnißſtrafe 
Verurtheilten in einer Gefangenanſtalt auf eine ihren Fähigkeiten und Ver⸗ 
bältniſſen angemeſſene Weiſe beſchäſtigt werden können, in richtige Anwen⸗ 
dung komme, was bis jetzt nicht der Fall war. Einem Bekannten von mir, 
der wegen eines geringen politiſchen Vergehens verurtheilt iſt, wurde von 
dem Gefängnißdirector zugemuthet Kartoffeln zu ſchälen, und als er ſich 
weigerte, dieſe Arbeit, welche ſeinen Verhältniſſen nicht angemeſſen ſei, zu 
verrichten, wurde er in den ſogenannten Carcer geſperrt, ein ganz ſchwa 
angeſtrichenes Zimmer, und bekam zwei Tage lang keinen warmen Löffel, 
(Heiterkeit), bis er ſich endlich zu jener Arbeit verſtand. Einem Freunde 
von mir, deſſen Zelle unmittelbar an dasſenige Zimmer ſtieß, welches der 
hochwürdige Herr Erzbiſchof Paulus Melchers bewohnte, wurde auf ſeine 
Beſchwerde über ihm 1 ſeinen Fähigkeiten und Verhältniſſen nicht 
angemeſſene Arbeiten erklärt, er werde es mit ſeinen Beſchwerden dahin 
bringen, daß auch dem Erzbiſchof Arbeiten zugewieſen würden, welcher der⸗ 
zeit noch nicht beſchäftigt, vielmehr nur in die Hausliſte als Strohflechter 
eingetragen ſei. (Heiterkeit) Die Verſchiedenheit der Behandlung der poli⸗ 
tiſchen Verbrecher widerſtreitet dem Grundſatze der Gleichheit Aller vor dem 
Geſetze. In dem Etat iſt der Ertrag der Gefangenenanſtalten auf etwas 
über 2 Millionen Mark, die Ausgabe auf ungefähr 2½ Millionen veran⸗ 
ſchlagt. Bei richtiger Verwaltung müßten die Erträge mindeſtens ſo groß 
fein, daß man die Ausgaben beſtreiten kann. Nun berdingt man aber die 
Arbeitskräfte, ſtatt dieſelben ſelbſt gehörig zu nutzen, an Fabrikanten, die 
dadurch reich werden. Auch die Gefangenen machen, wenn ſie über das 
ihnen zugewieſene Quantum arbeiten, Erſparniſſe; mir iſt bekannt, daß ein 
Gefangener in einigen Jahren 50 Thaler erſpart hat. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Der von dem Vorredner angeregte 1 
ſtand iſt bereits im Reichstage in Veranlaſſung einer Petition des Abg. Moſt, 
welcher ſich zur ae im Gefängniß zu Plötzenſee befindet, erörtert worden. 
Mat hat beſchlo en, den Reichskanzler aufzufordern, in geeigneter Weiſe auf 
eine richtige Ausführung des § 16 des Strafgeſetzbuches hinzuwirken. Ich 
hoffe, daß dieſem Antrage entſprochen werden wird; nützlich aber wäre es 
jedenfalls, wenn uns die Regierung mittheilte, wie ſie die Sache anſieht und 
ob ſie bereits Veranlaſſung genommen hat für eine richtige Behandlung der 
wegen politiſcher Vergehen Verurtheilten das Nöthige einzuleiten. In Preußen 
iſt das Gefängnißweſen wenig geordnet, zumal die Leitung deſſelben unter 
die Reſſorts der Miniſter des Innern und der Juſtiz vertheilt iſt, während 
eine einheitliche Leitung ein dringendes Erforderniß iſt. Es iſt unerhört, daß 
nach dem Erlaß des Reichsſtrafgeſetzbuches noch die eee zu 
dem alten Strafgeſetzbuche 1 welches auf der Abſchreckungstheorie 
beruhte. Die Behandlung der politiſchen Gefangenen iſt eine wahrhaft 


türkiſche. 
Geh. Rath Illing: Der Herr Miniſter des Innern hatte ſchon vor län⸗ 
gerer Zeit den Juſtizminiſter zu einer gemeinſchaftlichen commiſſariſchen Be⸗ 
untl eingeladen. Be Berathungen wurden 


rathung über den beregten 
demnächſt durch das Vorgehen des Reichstages unterbro ! 
Reichskanzler die bekannte Aufforderung richtete. Die preußiſche Staats⸗ 
Regierung hat vorläufig Bedenken, auf den Antrag des Abg. Eberty einzu⸗ 
gehen, weil es ziemlich ſicher iſt, daß der Reichskanzler der Aufforderung des 
Reichstages Folge geben wird und es rathſam erſcheint, die Vorſchläge des 
Reichskanzlers abzuwarten. Sollte von demſelben wider Erwarten keine An⸗ 
regung gegeben werden, ſo wird die Regierung binnen kürzeſter Bi für die 
richtige Behandlung der Sache in Preußen das Nöthige veranlaſſen. 

Abg. Eberty: Ich habe meinen Antrag geſtellt, weil es mir für jetzt 
nicht durchführbar ſcheint, den Strafvollzug im Wege des Geſetzes zu ordnen, 
die Abhilfe aber unaufſchiebbar iſt. Im Etat werden für die Gefangen⸗An⸗ 
ſtalten Summen verlangt, die im Vergleich zu den Erfolgen, welche die Ver⸗ 
waltung erreicht hat, aut find. Denn die Gefängnißſtatiſtik hat keine 


rochen, welcher an den 


erfreulichen Reſultate aufzuweiſen; beiſpielsweiſe iſt die Rückfälligkeit von 76 
auf 84 pCt. geſtiegen. In Italien iſt die Unſicherheit noch jetzt ſehr groß; 
leichwohl hat die Statiſtik bewieſen, daß es möglich iſt, dem Uebel zu ſteueru. 

zor Allem muß die Duplieität der Verwaltung aufhören und das Gefäng⸗ 
nißweſen unter die einheitliche Leitung des Juſtizminiſters geſtellt werden. 
Die Qualifikationserforderniſſe der Gefängnißbeamten müſſen geſteigert wer⸗ 
den. Penſionirte Offiziere find nicht die geeigneten Perſönlichkeiten, um Ges 
fängnißdirector⸗Stellen zu bekleiden. Bezüglich der Behandlung der Gefan⸗ 
genen beſtehen die verſchiedenſten Syſteme, von denen einige durchaus ver⸗ 
werflich ſind, z. B. das in Preußen vielangewandte Pönitenzialſyſtem, wobei 
die ſtrengſte Abſonderung der Gefangenen eintritt. Der Director herrſcht 
dann in den Gefängnißmauern wie ein König. (FHeiterkeit.) Dieſſeils und 
jenſeits des Oceans iſt dieſes Syſtem längſt gerichtet. Ich lege hier auf den 
Tiſch des Hauſes eine Gefängnißſtatiſtik nieder. Vergleichen Sie mit dem 
lebensvollen Bilde, das dieſes Buch entrollt, die trockene Arbeit in dieſem 
gelben Umſchlage (d. i. der Etat für 1875)! Die Wiſſenſchaft allein rettet 
die Gefangenen und den Staat. Die Regierung müßte die Werke, welche in 
England über das Gefängnißweſen erſchienen ſind, überſetzen laſſen und ver⸗ 
offentlichen; dann würde man ſehen, wie weit wir in Preußen in dieſer Be⸗ 
ziehung zurück find. Es iſt bedauerlich, daß man die bezüglichen N e 
des Prof. v. Holtzendorff nicht beachtet hat. Wir können den Engländern 
für ihre Reformen gar nicht genug danken; das von ihnen angewandte ſoge⸗ 
nannte iriſche Syſtem hat große Strecken in Auſtralien in blühende Lands 
ar ee Es ift einer großen Nation würdig, dem Beiſpiele Eng⸗ 
ands zu folgen. / 

Abg. Windthorſt 1 Die Regelung des Gefängnißweſens kann 
nur im Wege des Geſetzes erfolgen, dagegen muß die Verbeſſerung der 
Hausordnungen in den Gefängniſſen ſofort in Angriff genommen werden. 
Hätten die Miniſter Diligenz präftirt, jo würden fe nicht erſt lange lonferirt 
ſondern ſofort das Nöthige angeordnet haben. Es iſt 5 unzuläſſig, da 
wegen politiſcher Vergehen verurtheilte Perſonen ebenjo ehandelt werden, 
wie gemeine Verbrecher. Die vielen Perſonen, welche ſolcher Vergehen wegen 
in den Gefängniſſen ſich befinden, können nicht warten, bis die Miniſter ihre 
Conferenzen beendet haben. Die Regierung braucht gar nicht auf den Reichs⸗ 
kanzler zu warten. Derſelbe würde 15 ganz vergnügt ſein, wenn ihm die 
Header Alles ſchon fertig überreichte, was dem Reichstage vorgelegt werden 
ſoll. Die Gefängniſſe befinden ſich zum Theil in einem entſetzlichen Zuſtande 
und wenn man jetzt jo viele politiſche Vergehen Ja, ſo ſollte man doch 
auch neue und beſſere Gefängnißanſtalteu errichten. Licht und Lectüre wird 
den Gefangenen kaum gewährt. Mit Spezialien in dieſer Beziehung werde 
ich ein andermal aufwarten. 0 x 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Meine Herren, die Sache 
wird vom Herrn Abg. Windthorſt etwas leidenſchaftlich behandelt, — ich 
weiß nicht, aus welchem Grunde. Ich habe an und für ſich gegen dieſen 
Antrag, wie er formulirt ift, nichts zu erinnern, zumal ich ausdrücklich durch 
meinen Commiſſarius ſchon babe bemerken laſſen, daß von meiner Seite die 
mie dazu ergangen ift, um im Verwaltungswege eine Einheit in der 
Behandlung der in den beiderſeitigen Reſſorts detinirten Straäflinge berbeis 
zuführen. Aber das iſt doch natürlich, daß, wenn überhaupt die Sache im 
Reichstage zur Sprache gekommen und eine bezügliche Aufforderung an den 
Reichskanzler ergangen iſt, ich nicht auf eigene Hand einſeitig vorgehen 
werde, ohne mich vorher mit dem Herrn Reichskanzler darüber zu verſtän⸗ 
digen, nach welcher Richtung bier vorgegangen werden fol. Die Sache it 
außerordentlich einfach: ich werde mich mit dem Reichskanzler in Verbindung 


dieſen politiſchen Gefangenen die Rede iſt, 


aus dem Umſtande gefolgert, daß 


* 


ſetzen. Kommt eine allgemeine Anregung, ſo werde ich im Sinne derſeſben 
deln; oder kommt keine oder hat der Herr Reichskanzler ſonſt keine 
rande, die Sache im Augenblick zu dirigiren, fo werde ich mich mit dem 
ae darüber vereinigen, ein gemeinſchaftliches Regulativ in dieſer 
eziehung zu erlaſſen. Aber Eines muß ich doch noch erwähnen: Der 
Herr Abg. Windthorſt ſetzt als eine bekannte Sache voraus, daß die poli⸗ 
tiſchen Gefangenen, wie er annimmt, eine unerhörte Behandlung erfahren. 
ch kann nur conſtatiren, daß aus meinem Reſſort, d. h. aus demjenigen 
mfange der Verwaltung, welche ich führe, ſeit Jahren, in welchen von 
N auf die der Abg. Windthorſt 
wahrſcheinlich anſpielt, auch nicht eine einzige Beſchwerde an mich 
gekommen iſt. (Abg. Windthorſt⸗Meppen: Ja, das glaube ich wohl!) 

Abg. Ottow wünſcht den Uebergang der geſammten Gefängniß⸗Verwal⸗ 
tung auf das Juſtizminiſterium und die ſchleunigſte Verbeſſerung der Ge: 
fängniß⸗Hausordnungen. Die Gefängniſſe ſelbſt befänden ſich zum großen 
Theil in ſehr ſchlechtem Zuſtande, zumal in der Rheinprovinz. So haben in 
dieſer Woche aus der Strafanſtalt zu Köln gegen 100 ſchwere Verbrecher 
wegen der Unzulänglichkeit der Anſtalt bis in die Mitte Schleſiens trans⸗ 
portirt werden müſſen. 

Hierauf wird die Discuſſion geſchloſſen und der Antrag des Abg. Eberty 
angenommen. na: e 

Bei Titel 1 der Ausgabe, der das Gehalt des Miniſters enthält, nimmt 
Abg. v. Schorlemer⸗Alſt Gelegenheit, auf die Verzögerung der Neuwahl 
für den Wahlkreis Ahaus⸗Steinfurt zurückzukommen. Der Vertreter dieſes 
Kreiſes, der Abg. v. Mallinckrodt, iſt am 28. Mai vorigen Jahres verſtorben. 
Man ſollte meinen, daß der Tod eines ſo hervorragenden Mannes die Re⸗ 
gierung zum Bewußtſein gebracht hätte, daß der Wahlkreis erledigt ſei, ſelbſt 
wenn eine bureaumäßige Mittheilung unterblieben wäre. Zum Ueberfluß 
haben aber auch die Blätter im vorigen Herbſt auf die en aufmerkſam 

emacht — aber über allen Wipfeln der Regierung herrſchte Ruhe. (Heiter⸗ 

eit.) Ich kann nicht annehmen, daß dieſelbe, um den Verluſt des großen 
Mannes dem Hauſe recht zum Bewußtſein kommen zu laſſen, ſeinen Platz 
recht lange unbeſetzt laſſen wollte. Erſt nach Ankündigung meiner Inter⸗ 
pellation erfuhren wir, daß die Bezirksregierung am 18. December vom 
Miniſter zur Anberaumung der Neuwahl aufgefordet worden iſt, die Ab⸗ 
geordnetenwahl ſelbſt auf den 17. Februar, die Nachwahlen der Wahlmänner 
auf den 13. oder 14. Februar angeſetzt hatte. Da wäre denn die Annahme 
febt erklärlich, daß die Regierung abſichtlich die Wahl hinzuſchleppen ſucht, 
nsbeſondere wenn man ſieht, wie bei anderen Wahlen anders verfahren 
worden, wie beiſpielsweiſe der Abg. Friedenthal kaum 4—5 Wochen nach 
ſeinem Avancement in ſeinen Wahlkreiſen zum Landtage und zum Reichstage 
wiedergewählt worden iſt. Das nenne ich prompte Bedienung! (Heiterkeit.) 
Dennoch will ich den Vorwurf nicht ausſprechen, das die Regierung mit Ab⸗ 
ſicht die Nachwahl verſchleppt hätte, aber rückſichtslos finde ich es von der Lokal⸗ 
regierung, daß ſie trotz der endlichen Aufforderung des Miniſters die Vor⸗ 
bereitungen zur Wahl jo langſam getroffen hat, daß dieſelbe erſt geſtern 

attfinden konnte, während ſie ſonſt ſehr wohl in der zweiten Hälfte des 

anuar hätte erfolgen können. 8 

Ich nehme dieſe Gelegenheit zugleich wahr, um einige Bemerkungen 
über zwei Verfügungen zu machen, die der Miniſter des Innern zu⸗ 
ſammen mit dem Cultusminiſter erlaſſen hat. Die erſte derſelben be⸗ 
trifft die Proceſſionen und Wallfahrten. (Aha! links.) Ich war auf Ihr 
Aha! gefaßt und würde mich nicht wundern, wenn Sie, um den Proceſſionen 
beizukommen, wieder in eine Abänderung der Verfaſſung willigten, wie vor⸗ 
her, wenn ſie uns Schutz bietet im Culturkampfe. Aber daß das ſo viel 
mißbandelte Vereinsgeſetz wieder mißbraucht worden iſt, um dieſen Erlaß zu 
beſchönigen, das finde ich doch unzutreffend, um einen parlamentariſchen 
Ausdruck zu gebrauchen. Es handelt ſich um Proceſſionen, zu denen die Er⸗ 
laubniß bei gehörig vor 24 Stunden erfolgter Anzeige nicht verweigert wer⸗ 
den darf. Der Erlaß beſtimmt, daß ſie unter allen Umſtänden verweigert 
werden ſollen, wo größere Menſchenmengen ſich anſammeln könnten. Mich 
erinnert das einigermaßen an das Abgeordnetenfeſt in Köln, an die Dampf⸗ 
ſchifffahrt auf dem Rhein und an die Entrüſtung, welche es aller Orten er⸗ 
regte, als man damals das Vorgehen der Behörden mit dem Vereinsgeſetz 
N entſchuldigen ſuchte. Es wird dann behauptet, daß das Uebernachten der 

allfahrer zu zahlreichen Ungehörigkeiten führe. (Sehr wahr! links.) Ich 
meine, wenn man die Proceſfionen verbieten wollie, jo hätten ſich doch die 
beiden Miniſter enthalten können ſie zu ſchmähen. Wenn die Herren ihre 
ſittliche Entrüſtung durchaus nicht zu laſſen wußten, fo hätte es näher ge: 
legen, hier in Berlin einzuſchreiten. (Zuſtimmung im Centrum.) Der zweite 
Erlaß betrifft die Vereine und Sodaliläten. Der Polizeidirector, der dabei 
als Kirchenvater mitgewirkt hat, iſt leider ungenannt geblieben. Er hat zu⸗ 
nächſt berichtet, daß die Vereine zum gebeiligten Herzen Jeſu beſtimmte 
Zwecke verfolgen — in der That eine ungemein ſchlaue Bemerkung! — er 
fährt aber fort, daß ſie ſich mit kirchlichen und ſocialen Angelegenheiten be⸗ 
ſchäftigen, als da ſind mit Miſſions⸗, Armen⸗ und Krankenpflege⸗Sachen, 
daß dieſe Bruderſchaften, insbeſondere die Slapulierbruderſchaft, eine nach 
dem Vereinsgeſetz verbotene Organiſation haben, endlich, daß die Herz⸗Jeſu⸗ 
Sodalitäten die vertriebenen Jeſuiten erſetzen ſollen. 

Die Organiſation ſoll aber auch politiſchen Zwecken dienen; es wird dies 
N die Vereinsmitglieder in ihren Gebeten 
um Wiederherſtellung der weltlichen Macht des Papſtes flehen. Sie ſollen 
deshalb unter die ſtrengſte Controle geſtellt und ſoll erforderlichen Falles 
gegen ſie eingeſchritten werden. Es kommt mir das vor, als ſolle gegen 
das Denken eingeſchritten werden, denn Beten ift nichts anderes als Denken. 
36 glaube, die Regierung ſollte wenigſtens vermeiden, ſich durch derartige 
Erlaſſe lächerlich zu machen, denn wenn man aus dem Beten für den Papſt 
etwas Strafbares herleiten will, jo macht das einen geradezu komiſchen Ein⸗ 
druck; mich erinnert das an eine Verfügung der ruſſiſchen Regierung, die, 
als der Raupenfraß einen Bezirk verwüſtete, ihren dortigen Beamten auf: 
forderte, denſelben innerhalb 14 Tagen zu beſeitigen und davon, daß dies 
aach w. Anzeige zu machen. Der Beamte berichtete, die a 755 ſei 

etolgt worden, er habe ſie den Raupen in den Wäldern vorgeleſen und 
dieſe hätten ſich darüber todtgelacht. (Große Unrube links. Ruf: Kalauer.) 
Ja, meine Herren, mit Kalauern muß man auf Kalauerverfügungen ant⸗ 
worten! (Große Unruhe links.) 

Bräfident v. Bennig ſen: Ich nehme an, daß dem Abgeordneten die 
letzte Aeußerung nur wider Willen entſchlüpft iſt; ich ſtehe aber nicht an, 
ſie als durchaus unparlamentariſch zu bezeichnen. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Ich erlaube mir keine 
Kritik darüber, ob die Bemerkungen, die zu machen Herr Abg. v. Schorlemer 
1 eben Gelegenheit genommen hat, gerade in die Budgetfrage hineingehören. 

Heiterkeit.) Ich könnte allenfalls ſagen, daß ich mich darüber bei anderer 
Gelegenheit äußern würde; aber da das Haus Herrn v. Schorlemer ange⸗ 
hört hat, wird es auch mich wohl mit einigen Bemerkungen anhören, jo wie 
ich ſie im Augenblick darauf machen kann. 

Bei der Wahl in dem Wahltreiſe, in welchem Herr von Mallinckrodt Ab⸗ 
geordneter war, ſind wirklich Verzögerungen vorgekommen, die ich aber bitte 
nicht der Regierung in ihrem letzten Stadium, ſondern dem Umſtande zuzu⸗ 
weiſen, daß eben ein hervorragender Mann, wie Herr von Schorlemer ihn 
meiner Anſicht nach mit Recht nannte, geſtorben war, und daß jede Be⸗ 
u glaubte: nun, von dieſem Fall wird doch wohl die Behörde ſchon 

enntniß haben, das werde ich wohl nicht nöthig haben, noch beſonders zu 
berichten. (Heiterkeit.) Sie werden mir auch zugeben, daß es nicht meine 
Abſicht geweſen, wie Herr v. Schorlemer andeutete, aus Pietät gegen den 
Verſtorbenen die Vacanz recht lange aufrecht zu erhalten, damit durch dieſes 
Spatium bewieſen werde, welcher Verluſt eingetreten ſei. habe aber 
das Gefühl nicht gehabt meinen erſten Gedanken bei dem Tode Mallinck⸗ 
rodts es ſein zu laſſen, jetzt nun eine Wahl anzuordnen, damit wir einen 
anderen haben — davon bin ich fern geweſen. Es iſt den Behörden und 
denjenigen Perſonen, die ſonſt zu einer Anzeige ſich veranlaßt gefühlt hätten, 
ebenſo ergangen und das iſt die Veranlaſſung geweſen, daß das Ausſchreiben 
der Wahl verhältnißmäßig ſpät ſtattgefunden hat. Daß hinterher zwiſchen 
dem Ausſchreiben der Wahl und dem Abhalten des Termins noch ein Spa⸗ 
tinm vergangen iſt, das länger gedauert hat, als Herrn von Schorlemer 
angenehm iſt, liegt nur in der Nothwendigkeit, daß Nachwahlen vorgenommen 
werden mußten. Wenigſtens hat die Regierung dies als Grund angegeben 
und ich habe keine Veranlaſſung, an der Richtigkeit dieſes Grundes zu 
zweifeln. Im Uebrigen aber habe ich Veranlaſſung genommen, jetzt das 


das Verfahren, welches ein Bischen ungeregelt war, nach Möglichkeit zu O 


regeln, indem die Regierung ſich derpflichtete, von jedem Todesfalle eines 
Mitgliedes des Herren⸗ oder Abgeordnetenhauſes, der zu ihrer Kenntniß 
kommen wird, offizielle Anzeige & machen, während ihnen das bisher acten⸗ 
mäßig nicht aufgetragen war. Die Veränderungen im Perſonal des Hauſes 
ſind entweder bei mir direct durch die Angehörigen angezeigt worden oder 
durch das Präſidium dieſes Hauſes oder durch eine 5 Es war 
bisher an die Regierung eine ausdrückliche Anweiſung, in dieſer Beziehung 
aufzupaſſen, nicht ergangen. Sie iſt jetzt ergangen und wird hoffentlich eine 
Verzögerung, wie ſie gerügt worden iſt, nicht wieder vorkommen. 

Was die Verfügung über die Prozeſſionen anlangt, ſo waren der Herr 
Cultus miniſter und ich geradezu gezwungen, in dieſer Frage Anordnungen zu 
treffen, weil die en Berichte aus faſt allen denjenigen Landestheilen, 
in denen Überhaupt Prozeſſionen vorkommen, darin übereinſtimmten, daß das 


. an — — und Intenſität und damit verbundenen Unzu⸗ 
träglichteiten derart zunehme, daß eine Remedur in dieſer Hinſicht durchaus 
geboten ſei. (Sehr richtig!) Wir haben die Frage ſehr eingehend erwogen, 
die Gutachten der Regierungen eingeholt und ſind darauf zu dem Beſchluſſe 
gekommen, nur eine Verfügung zu edlaflen, die auf dem Boden der Geſetz⸗ 
gebung eine ſtrengere ande der Aufſicht über das Prozeſſionsweſen 
ausdrücklich anempfieblt — obgleich wir von vielen Seiten ausdrücklich auf⸗ 
efordert ſind, im Wege der Geſetzgebung hier weiter zu gehen. Wenn der 
Sr Abg. v. Schorlemer behauptet, in dieſer Verfügung fei eine Art Schmä⸗ 
hung der Prozeſſionen enthalten, ſo nuß ich ſagen, daß mir die dort ge⸗ 
brauchten Ausdrücke zwar nicht ganz gegenwärtig ſind, aber das kann ich ber: 
ſichern, daß wir in dieſer Verfügung nur dasjenige angedeutet haben, was 
in den einzelnen Berichten in viel ſchörferen Ausdrücken geſchildert iſt über 
diejenigen Zuſtände, die durch die Prozeſſionen, die über Tag und Nacht hin⸗ 
ausgeben, hervorgerufen werden. (Hör! Hört!) Und wenn man damals 
von allen Seiten dazu aufgefordert wurde, eine Remedur eintreten zu laſſen, 
fo glaube ich, daß die erlaſſene Verfügung viel eher Beſchwerden darüber 
hervorrufen könnte, daß wir nicht weit genug gegangen wären, als darüber, 
daß wir dieſe Vorkommniſſe ſo characteriſirt haben, wie ſie wirklich ſind. — 
Und mit Bezug auf das letzte Circular, das die Sodalitäten betrifft, muß 
ich ſagen, daß mir im Augenblick der Wortlaut ganz entſchwunden iſt. 
Lächerlich und komiſch aber war der Inhalt wirklich nicht. In einer Zeit, 
wo wir durch die Umſtände gezwungen waren, dem Vereinsleben ganz be⸗ 
ſondere Aufmerkſamkeit angedeihen zu laſſen, haben wir auch die Sodalität 
nicht ganz außer Augen laſſen können. Sollte in dieſem Erlaſſe irgend 
etwas vorkommen, was mit dem Geſetze nicht übereinſtimmend wäre, dann 
würde ich einer Interpellation ad hoc entgegenſehen und dieſelbe zu beant⸗ 
worten bereit jein. 5 

Präſident v. Bennigſen conſtatirt unter Bezugnahme auf die Eingangs 
vom Miniſter gemachte Bemerkung, daß es bisher üblich geweſen, allgemein 
unter Verantwortlichkeit des Miniſters erfolgende Maßregeln bei Gelegen⸗ 
beit der Budgetberathung zu beſprechen. Er müſſe dieſes Recht auch in Zu: 
kunft für das Haus in Anſpruch nehmen. (Beifall.) 0 h 

5 Graf Eulenburg: Ich habe dieſes Recht nicht beſtreiten 
wollen. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Wenn der Miniſter über die unvermuthete 
Interpellation des Abg. v. Schorlemer überraſcht geweſen iſt, fo betrachte 
ich dieſelbe als Compenſation für die am Miniſtertiſche beliebte Methode, 
mit Berichten vor das Haus zu treten, die ſie erſt Tags zuvor von ihren 
Behörden bekommen haben. (Sehr gut! im Centrum.) Die Worte, die 
der Miniſter über den Tod des Abg. v. Mallinckrodt geſprochen hat, haben 
mich gefreut, ſie ſind das erſte Zeichen der Theilnahme, das uns die Regie⸗ 
rung über den Verluſt, den wir erlitten haben, gezeigt hat. Was ferner die 
Prozeſſionen betrifft, jo mögen fie wohl manchen nicht angenehm ſein; es 
braucht ja aber kleiner daran Theil zu nehmen. (Heiterkeit) Sie müſſen 
uns aber die Freiheit laſſen, einzeln oder in Mehrzahl unſere gottesdienſtli⸗ 
chen Gebräuche zu befolgen. Wir geniren Sie damit nicht (Widerſpruch links.) 
Sie ſagen, die Straßen werden durch die Wallfahrer geſperrt, es wird den 
Nichttbeilnehmern der Hut abgeſchlagen. Ich billige das Hutabſchlagen nicht, 
und wünſchte, daß die, welche es thun, angezeigt würden, aber es wäre au 
wünſchenswerth, daß die Herren Hutträger bei den Gebräuchen anderer Re⸗ 
ligionsgeſellſchaften eine etwas reſpeckvollere Haltung zeigten. Was das 

egeſperren anbelangt, ſo haben es die Herren doch ſonſt nicht ſo ängſtlich 
bei weltlichen Aufzügen. Sie haben keine Bedenken Faſtnachtszüge zu ge⸗ 
ſtatten, ſelbſt in der Nähe der Kirchen während des Gottes dienſtes, wie das 
in Hamburg und Altona vorgekommen iſt, ohne daß der Miniſter etwas da⸗ 
gegen hatte. Ich bin übrigens den Carnevalszügen nicht entgegen; ich finde 
ſie ſogar ſehr intereſſant, 8 daß wirklicher Humur und keine Platti⸗ 
tuden darin find, wie meiſt in Norddeutſchland. (Feiterkeit.) Wenn ſich die 
Prozeſſionen heute mehren, ſo iſt das ein Beweis, daß ſich das Bedürfniß 
mebrt, den Schutz des Himmels anzuflehen. (Gelächter links.) Die Herren 
finden das lächerlich? (Ruf: Ja!) Ich conſtatire, daß auf liberaler Seite 
gelacht worden iſt, als ich für uns das Recht in Anſpruch nahm, den Schutz 
des Himmels anzurufen. Solche miniſteriellen Erlaſſe finden natürlich immer 
Ihren Beifall. Wir befinden uns leider einer Parteiregierung gegenüber. 
Auf die Bruderſchaften werde ich ſpäter zurückkommen, wenn der Miniſter 
beſſer disponirt, als heute iſt. 
bg. Jung: Das Reſcript vom 26. Auguſt 1874 hält ſich ganz ſtrikte 
innerhalb des Geſetzes. In ſeinem erſten Theil bezieht es ſich auf Prozeſ⸗ 
fionen, welche nach $ 10 des Vereinsgeſetzes einer beſonderen obrigkeitlichen 
Erlaubniß nicht bedürfen; im geeiten Theil auf Prozeſſionen, welche nicht 
hergebracht ſind, wo alſo der Regierung die Verfügung freiſtebt, zuzulaſſen 
oder zu verbieten. Und dafür ſtellt das Reſcript eine Norm feſt. Es iſt 
mir daher nicht verſtändlich, wie man behaupten kann, es ſei dem Geſetze zu 
nahe getreten, und wie Herr Abg. Schorlemer das bekannte Abgeordnetenfeſt 
bier hereinziehen kann. Daſſelbe war kein öffentlicher Aufzug mit Fahnen 
und Emblemen. Vielmehr en eine Verſammlung von Männern auf 
Dampfſchiffe und fuhr den Rhein hinauf nach einem Gaſthaus. Das iſt 
kein öffentliher Aufzug, wie auch das Obertribunal anerkannt hat. Wenn 
alſo die Herren (zum Centrum) heutzutage ſich auch auf Dampfſchiffe begeben 
und den Rhein hinauffahren wollen, jo wird ihnen das Niemand verwehren. 
In dem Reſtript wird auch kein Makel auf die Prozeſſionen geworfen. Die 
geiſtlichen Fürſten von Köln, Mainz, Trier und von Schomburg haben gegen 
den Unfug der Prozeſſionen viel ſtärkere Ausdrücke gebraucht. Auch der 
Hirtenbeie des Etzbiſchofs Spiegel vom Jahre 1826 geißelt das Prozeſſions⸗ 
weſen in feiner Ueberwucherung auf das Schärſſte; er geſteht geradezu, daß 
nur die Frohnleichnamsprozeſſton ein Recht hätte, zu beſteben, und erinnert 
daran, daß der Spruch: „ 15 in Dein Kämmerlein und bete“ doch immer 
Recht behalte, daß das laute Beten draußen durchaus nicht die wahre Gottes⸗ 
furcht in ſich berge. Das möchte ich auch dem Herrn Abg. Windthorſt 
(Meppen) ſagen, indem er uns tadelt, weil wir das Bedürfniß der Katho⸗ 
liken, auf offener Straße die Hülfe des Allerhöchſten anzufleben, belacht 
haben. Es wird gelacht darüber, daß die Religioſität ſich an einem unrechten 
Orte zeigt (ſehr richtig links), daß ſie die Prätenſion haben will, die Straße 
für ſich zu erobern, was gegen allen Begriff des Gottesdienſtes geht. (Sehr 
richtig! links.) Der Gottesdienſt gehört in die dazu beſtimmten Räume, 
nicht auf die Straße. Will man dem alten Herkommen einige Conceſſionen 
Aae fo mag man Prozeſſionen unter beſtimmte Normativbedingungen 
tellen. 

Von leiner Polizei der Welt kann bei Prozeſſionen der Verkehr und die 
öffentliche Sicherheit garantirt werden und deshalb ſtimme ich dem bei, daß 
das Prozeſſionsweſen durch Geſetz geregelt werden möge. Das Prozeſ⸗ 
ſionsweſen in den preußiſchen Provinzen iſt immer ein Ueberreſt der katho⸗ 
liſchen Herrſchaft als Staatsreligion und dieſes Beherrſchen des öffentlichen 
Verkehrs, wie es in der Rheinprovinz der Fall iſt, it nicht zu dulden.? Wenn 
der Religionsdienſt die öffentliche Straße beanſprucht, wenn er im Partei⸗ 
intereſſe dahin gefuhrt wird, wenn er ſichtbarlich gegen eine uns ebenſo heilige 
Richtung geht, wie Ihnen Ihre Kirche nur irgend ſein kann — dann zur Ab⸗ 
nahme des Hutes gezwungen zu werden, iſt eine Erniedrigung, der ſch kein 
Menſch ausſetzen kann. (Sehr wahr! links.) Ich würde alſo die Staats⸗ 
regierung bitten, ſchleunigſt einen Geſetzentwurf einzubringen, wonach 
Prozeſſionen in größeren Städten abſolut verboten, und an anderen Orten 
nur unter gewiſſen Normativbedingungen zugelaſſen werden, als da find z. B. 
nur unter Begleitung eines Geiſtlichen, der dafür verantwortlich iſt, nicht auf 
größere Entfernung als das Kirchſpiel ſelber beträgt. Die Prozeſſion in einer 
verkehrreichen großen Stadt iſt ein Widerſpruch gegen unſer ganzes modernes 
Leben. Nehmen Sie eine enge Straße an, wie faſt alle die Hauptſtraßen 
unſerer rheiniſchen Städte ſind, es bewegt ſich ein Zug da durch, die Prieſter 
mit ihrer ornamentalen Kleidung, es werden Altäre gebaut, die Menge 
kniet nieder, der Prieſter celebrirt, es werden die Weihrauchfäſſer geſchwungen, 
Sie haben den vollſtändigſten Gottesdienſt mitten in dem größten Verkehr. 
Steht das nicht mit dem Charakter und den Rechten einer öffentlichen Straße 
in dem ſchreiendſten Widerſpruch? in einen Widerſpruch, der nothwendig 
ſchon einen Conflict in ſich birgt? \ a 
Nun nehmen Sie noch die Proceſſionen hinzu, die am Gründonnerstag 
in allen Städten am Rhein die ganze Nacht bindurch durch alle Straßen 
ziehen, ferner die Procefjionen an jedem Sonntage in den volkreichſten 
Städten, die ſogenannten Kirmeß — die des Abends und während 
der Nacht die größten Orgien zur Folge haben (Hört! hört! ſehr wahr! links), 
rgien, welche keine Polizei hindern kann, ſo daß die Zeitungen alljährlich 
die größten Klagen darüber ausſtoßen, daß dieſer Unfug gar nicht geändert 
wird. (Widerſpruch und Unruhe im Centrum.) Meine Herren! Sie haben 
dieſe Sache provocirt, jo mögen Sie fie auch hören. Ich hoffe, daß die 
Discuſſion, die Sie angeregt haben, dazu führe, daß Ihrem Wunſche nach 
einer beſſeren Geſetzgebung genügt werde. (Beifall.) 

Abg. Petri: Ich habe in meiner Heimath die Erfahrung gemacht, daß 
Proceſſionen meiſt von ſanatiſchen Kaplänen zu agitatoriſchen Zwecken arran⸗ 
girt werden. Es ſind auch meiſt nicht die fleißigſten Mitglieder der Ge⸗ 
meinde, die ſich daran betheiligen, ſondern vielfach arbeitsſcheue Leute, die 
viel beſſer daran thäten, ihre nächſtliegenden Pflichten zu erfüllen, ſich um 
ihre Kinder daheim zu bekümmern, die in Schmutz geradezu verkommen. 

6 1 N wird hierauf geſchloſſen, der Titel ſelbſt ohne Widerſpruch 
ewilligt. 


Zu der Poſition 900,000 Mk. zur eg der Standesbeamten 
für Herbeiſchaffung der Materialien zur Statiſtik bemerkt Abg. v. d. Goltz, 
daß die Amtsvorſteher, die zugleich Standesbeamte ſeien, viel zu ſehr mit 
Arbeiten für die Statiſtik belaſtet ſeien; die Verfügungen des ſtatiſtiſchen 
Amtes, zu deren Erlaß daſſelbe geſetzlich gar nicht berechtigt ſei, ſchließen 
noch gewöhnlich mit der Drohung: „Bei Vermeidung von Disciplinarſtrafen.“ 
Außerdem müſſen die Standesbeamten noch für Gerichte in Erbſchaftsſachen 
und auch in Steuerſachen verſchiedene Dienſte übernehmen, die nicht zu ihrem 
Amte gehören. Jetzt ſoll ihnen nun eine Entſchädigung gewährt werden, 
dieſe beträgt aber nur 3 Mark für 100 Tabellen, wofür man aber nicht 
einmal den Schreiber bekommt, der dieſe Tabellen ausfüllt. Darauf erklärte 
ein Commiſſar der Regierung, daß nach der Einführung des Civilehegeſetzes 
eine Beſchaffung des ſtatiſtiſchen Materials nicht anders, als durch die Standes⸗ 
beamten möglich war; übrigens habe man die von ihnen zu beantwortenden 
Fragen auf das Minimum beſchränkt. Der Abg. v. d. Goltz verlieſt darauf 
aus einem Fragebogen in Bezug auf Taubſtumme unter großer Heiterkeit 
des Hauſes eine lange Reihe von Fragen ſo gelehrter und ſubtiler Natur, 
daß ihre Beantwortung wohl kaum von einem Standesbeamten erwartet 
werden kann. Der Herr Commiſſar bemerkt darauf, daß dieſe Fragen jeden⸗ 
falls nicht vom ſtatiſtiſchen Bureau geſtellt ſeien. Von wem denn ſonſt ? 
og Abg. v. d. Goltz, erhält aber keine Antwort. 

bg. Windthorſt (Meppen): Ich will nur conſtatiren, welche Summen 
die neuen Einrichtungen, die aus der Civilehe folgen, koſten: die vom Staate 
angeſtellten Standesbeamten koſten 229,500 Mk., die Regiſter 226,500 Mk. 
(Hört! Hört! links.) Ist Ihnen das noch zu wenig? (Ja! links.) Nun 
wenn die demnächſtige eee wird, dann wird das Volk 
einſehen, daß man ganz unnöthiger Weiſe eine neue Arbeit geſchaffen hat, 
die man früher umſonſt erhielt. (Widerſpruch.) Wenn die Standesbeamten 
nun noch für das ſtatiſtiſche Büreau arbeiten ſollen, ſo werden ſie alle ab⸗ 
danken (Lebhafter Widerſpruch); es müßte denn Jemand gar nichts zu thun 
haben und nichts weiter verſtehen als Abſchreiben. (Große Heiterkeit.) 

Abg. Petri: Der Vorredner will nur die Civilehe im Lande discrediti⸗ 
ren; an Peterspfennigen geht aus der Erzdiöceſe jährlich eine viel größere 
1 nach Rom, als die Koſten des Civilehegeſezes im ganzen Staate 
ausmachen. 

Abg. Windthorſt: Ich will nichts discreditiren, ſondern nur Thatſachen 
conftatiren und dem Volke die Beurtheilung überlaſſen. (Aha! links.) 
ne wird der Peterspfennig nicht executiviſch beigetrieben. 

Abg. Petri: Dem moͤchte ich doch widerſprechen; hinter dem Peters⸗ 
Bene FR als Executor das Fegefeuer und die Höllenſtrafen. (Stürmiſche 

eiterkeit. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen und der Titel ſelbſt genehmigt. 

Zu Capitel 95: Landräthliche Behörden und Aemter, führt Abg. Berger 
aus, daß die Landräthe eine verſchiedene Praxis bei der Ausführung des 
neuen Klaſſenſteuergeſetzes geübt hätten; die Beſtimmung, daß erſt ein 
Cenſus von vier Thalern zur Wahl berechtige, iſt durch dieſes Geſetz aufge⸗ 
hoben, und der Cenſus auf zwei Thaler angeſetzt; nichts deſtoweniger haben 
Landräthe in mehreren Fällen, die der Redner mittheilt, es ſo einzurichten 
gewußt, daß nur die mit vier Thaler Eingeſchätzten zur Wahl zugelaſſen 


ch] wurden. Darauf erwidert der 


Miniſter des Innern, daß ihm der eine Fall noch nicht bekannt ſei; 
in dem anderen Falle, in der Stadt Witten, ſeien die 10 verſäumt 
und es könnte ſchon aus dieſem formellen Grunde nichts geihe en. x 

Abg. Dr. Roeckerath verließt eine Verfügüung des Landrathsamtes in 
Neuß an die Bürgermeiſter des Kreiſes, worm dieſelben um Auskunft da⸗ 
rüber erſucht werden, aus welchen Gründen ſich blühen der Abonnenten 
des Kreisblattes vermindert und die einer ſtaatsfeindlichen Zeitung ſich ver⸗ 
mehrt haben; beſonders ſolle man darauf ſehen, welche Polizeidiener, Lehrer 
und ſonſtige Gemeindebeamten auf die ſtaatsfeindliche Zeitung abonnirt ſeien 
und in welchen Schankwirthſchaften ſie ausliege. 

Abgeordneter Windthorſt (Meppen) ſpricht ſeine Verwunderung darü⸗ 
DR ci, daß die Regierung ſich über dieſes Betragen der Landräthe nicht 

ußere. 

Der Miniſter des Innern meint, es ſei uingereihtjertigt aus dieſem 
einen Fall auf das allgemeine Betragen der Landräthe einen Schluß zu ma⸗ 
chen; übrigens ſei der a nicht zu feiner Kenntniß gekommen. — Abgeord. 
Windthorſt (Meppen): Das angeführte Factum ſtand in allen Zeitungen, 
wenn man nun die Zeitungen nach Beleidigungen des Reichskanzlers und 
der Regierung ſo genau durchſtöbert, könnte man auch ſolche Dinge be⸗ 
palm: aber ſolche Dinge will man nicht ſehen. (Lebhafter Widerſpruch 
inks. 

Zu dieſem Capitel beantragt der Abg. Windthorſt (Bielefeld): die Ge⸗ 
älter der Kreisſecretäre denen der Regierungsſecretäre gleich zu ſtellen. Der 

ntrag wird, da er eine Mehrbewilligung enthält, der Budgetcommiſſion 
überwiefen. 2 

Das Capitel ſelbſt wird genehmigt. 

b um Ye Uhr vertagt das Haus die fernere Debatte des Etats auf Mon⸗ 
ag r. 


Berlin, 18. Februar. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König bat dem 
Oberſtlieutenant z. D. Freiherrn Roth⸗ von Schreckenſtein zu Sigma⸗ 
ringen die Kammerherrnwürde verliehen und den Ober⸗Tribunals⸗Rath Hahn 
hierſelbſt zum Mitgliede des Staatsrathes und zum Mitgliede des Gerichts⸗ 
hofes zur Entſcheidung der Competenz⸗Conflicte ernannt. 

Dem Rittergutsbeſitzer Harder auf Ranſen iſt unter dem 12. Februar 
1875 ein Patent auf eine Schneidevorrichtung an Mähmaſchinen auf drei 
Jahre ertheilt worden, N 

Der Referendarius Dr. Adolf Neukirch in Frankfurt a. M. iſt auf 
Grund der beſtandenen großen Staatsprüfung zum Advocaten im Bezirk des 
Königlichen Appellationsgerichts daſelbſt, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes 
in Frankfurt a. M., ernannt worden. 

Berlin, 18. Febr. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
nahmen um 12 Uhr militäriſche Meldungen entgegen und ließen Sich 
vom General von Albedyll Vortrag halten. 

[Ihre Majeftät die Kaiſerin-Königinl beſuchte geſtern die 
Kaiſerin⸗Auguſta⸗Stiftung in Charlottenburg und heute die Arbeits⸗ 
Verſammlung der hieſigen Mitglieder des Vaterländiſchen Frauen⸗ 
Vereins. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] 
begav Sich geſtern um 2 Uhr zu Sr. Majeſtät dem Kaiſer und 
nahm um 9½½ Uhr Abends den Thee bei Ihrer Majeftät der Kaiſerin. 

(Reichsanz.) 
[Zur Defraudation Gaben Auf eine entſprechende Aufforderung der 
Direction der Halle⸗-Sorau⸗Gubener Eiſenbahn, welche in gedruckter Form 
durch Vermittelung des öffentlichen Fuhrcommiſſariats jedem einzelnen Droſch⸗ 
kenkutſcher zugegangen war, hat ſich nun in der That am Dinstag derjenige 
Droſchkenkutſcher gemeldet, welcher am 1. d. den flüchtigen Piltz von ſeiner 
Wohnung am Planufer Nr. 20 weggefahren hat. Nach des Kutſchers An⸗ 
gabe war es der Stettiner Bahnhof, wo der Flüchtling ſich abſetzen ließ. 
Hierdurch iſt vorausſichtlich es möglich geworden, ungefähr die Richtung zu 
erfahren, welche Piltz, ſofern er ſich nicht von dieſem Bahnhofe aus einem 
andern zuwendete, auf ſeiner Flucht eingeſchlagen in Es find deshalb auch 

ſofort die weiteren Maßnahmen nach dieſer Seite hin getroffen worden. 

Poſen, 18. Februar. [Der ſteckbrieflich verfolgte Geiſt⸗ 
liche Rösler] aus Stirzeleze iſt wegen wiederholter ungeſetzlicher 
Ausübung von Amtshandlungen in Summa zu einer Geldſtrafe von 
1285 Thaler verurtheilt, welcher eine Gefängnißſtrafe von 494 Tagen 
ſubſtituirt iſt. — Eine fruchtloſe Pfändung fand dieſer Tage beim 
Probſte in Lodz bei Stenſchewo ſtatt, deſſen Zimmer der Executor, 
welcher eine vom Herrn v. Maſſenbach verfügte Geldſtrafe beitreiben 
ſollte, leer fand. — Ebenſo fand beim Probſte Akoſzewski in Buk 
am 16. d. Mts. eine fruchtloſe Exekution ſtatt. — Dem Probſte 
Bartſch aus Alt⸗Boyen, der bekanntlich wegen feiner in Goͤrchen 
während eines Ablaſſes gehaltenen Predigt zu Gefängnißſtraſe verur⸗ 
theilt iſt und die Strafe am Aſchermittwoch zu verbüßen begonnen hat, 
hat das Kreisgericht in Liſſa geſtattet, die — „Oſtdeutſche Zei⸗ 
tung“ und den „Dziennik Poznanski“ zu leſen. Der Wunſch des 
Probſtes, die „Germania“ und den „Kuryer Poznanski“ leſen zu 
dürfen, wurde abgelehnt. (Oſtd. Z.) 

Münſter, 16. Februar. [Execution.] Heute Morgen erſchien 
der Executor abermals im biſchöflichen Hofe und ſtellte die Frage, ob 
der Biſchof nichts Pfandbares mehr zur Dispoſition habe. Es wurde 
ihm erwidert, daß ſämmtliche vorhandene Gegenſtände entweder frem⸗ 
des Beſitzthum ſeien, oder bei den früheren Pfändungen als unent⸗ 
behrlich anerkannt wurden. 


Be m nF ER ae De re 
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5 Köln, 18. 5 
engliſche Poſt aus London vom 17. c. Abends iſt ausgeblieben. 
8 Siegen, 16. Februar. [Hambloch 


9. d. Mts. verftorben. 
Osnabrück, 15. Februar. 
„Kirchen- und Volksboten “,] Hr. Overwetter, angeklagt, durch 
Betrachtungen, welche er über die Vorgänge bei der Verhaftung des 
Caplan Schneiders zu Trier angeſtellt hatte, das Staatsminiſterium 
beleidigt zu haben, iſt freigeſprochen worden. Das Gericht nahm an, 
daß die ineriminirten Stellung lediglich ſich 
laubten Kritik hielten und in der Intention geſchrieben ſeien, die katho⸗ 
liſchen Intereſſen zu wahren. 

Fulda, 16. Februar. [Pfarrer Helferich.] Unglaublich, aber 
nur zu wahr iſt es, daß ſich der aus dem deutſchen Reiche ausge⸗ 
wieſene Pfarrer Helferich zur Zeit immer noch in den Ortſchaften, 
welche zu ſeiner früheren Parochie gehören, umhertreibt und daß die 
eifrigſte Wachſamkeit der Gendarmerie an der geſchloſſenen Phalanx 
der Dörfer zerſchellt. Alle Seitens des Landrathsamtes angedrohten 
Strafen für diejenigen, welche den verbannten Prieſter beherbergen, 
haben bis jetzt nur dazu gedient, den Widerſtand der Gemeinden zu 
verſtärken. Tag und Nacht werden die Sicherheitspoſten nach jeder 
Himmelsrichtung hin verdoppelt und verdreifacht, während derſelbe fort 
und fort geiſtliche Amtshandlungen verrichtet. Auf ähnliche Weiſe ver⸗ 


die Grenze unſeres Kreiſes transportirten Domcaplan Weber, welcher 
ebenfalls allen Nachſtellungen der Landgendarmerie ſpottet und in 
ſeinem früheren Filialdorfe Dietersheim ungeſtört paſtoriren ſoll. 
Sicherem Vernehmen zufolge ſteht nun zwar auch die Verbannung 
dieſes widerſpenſtigen Prieſters in allernächſter Ausſicht; aber auch 
dieſe äußerſte Maßregel dürfte ja nur Angeſichts unſerer Zuftände 
abermals ohne Wirkung bleiben. M. T.) 

2 Straßburg, 16. Februar. [Chauviniſtiſche Ausbrüche 
und die Stellung des hieſigen Deutſchthums.] In der 
hieſigen deutſchen Geſellſchaft wird mit nicht geringem Unwillen die 
Thatſache beſprochen, daß elſäſſiſche Familien, welche in den letztver⸗ 
gangenen Wochen an deutſcher Geſelligkeit, namentlich an dem großen 
Maskenfeſte der beiden vereinigten Caſino's, theilgenommen haben, 
aus dieſer Veranlaſſung in elſäſſiſchen Kreiſen groben Beleidigungen 
ausgeſetzt geweſen ſind. Natürlich iſt über die Rohheit dieſer Hand⸗ 
lungsweiſe und den Mangel an Anſtand und Bildung, den die Be⸗ 
leidiger kundgegeben haben, nur eine Stimme der Entrüſtung und 
der einzige Rath, den man den Beleidigten, denen ſich ſelbſtverſtänd⸗ 
lich die vollſten Sympathieen der deutſchen Kreiſe zuwenden, geben 
kann, iſt der, vollſtändig mit jener fanatiſchen, terroriſtiſchen wälſchen 
Geſellſchaft, die ohnehin ihrem Urſprunge, ihrer Vergangenheit und 
ihrem Benehmen nach nicht daran denken kann, die erſte in Straß⸗ 
burg ſein zu wollen, zu brechen und ſich ganz an die deutſche Geſell⸗ 
ſchaft anzuſchließen, in der ſie in jeder Beziehung mehr und Beſſeres 
finden werden, als ſie drüben aufgegeben haben! — Aber es knüpfen 
ſich an jene bedauerlichen Vorgänge noch andere Erwägungen. Man 
ſagt ſich bei dieſer Gelegenheit in unſeren deutſchen Kreiſe ziemlich all⸗ 
: „Wir Deutſchen haben es leider verſäumt, von vornherein 


Deutſchthum hinfort hier als die vornehmſte, als die einzig maßgebende 
Macht daſtehe, ſind wir allzu gutmüthig und beſcheiden nur darauf 
bedacht geweſen, ja nicht die Circel der Herren Elſäſſer zu ſtören; 
wir begnügen uns mit kümmerlichen Schoͤpfungen, wo ſowohl die 
Ehre des deutſchen Namens wie der von ihnen auszuübende Einfluß 
Einrichtungen erſten Ranges erforderten, man denke nur an unſere 
Preſſe, unſere Theater ꝛce., und wo einmal zukunftverheißende deutſche 
Schöpfungen aufſtreben wollen, da ruiniren wir fie gefliſſentlich zu 
Gunſten wälſcher Concurrenten, wie z. B. die große Schauenburg'ſche 
Druckerel und den „Niederrheiniſchen Courier“. Auf unſere deutſchen 
Landsleute und auf diejenigen Elſäſſer, die ſich raſch entſchloſſen, vom 
Franzoſenthum losgeſagt und auf unſere Seite geſtellt haben, legen 
wir kein Gewicht, verdächtigen ſie womöglich noch unlauterer Motive, 
zeigen ihnen Mißtrauen und ſchrecken dadurch von der Nachfolge ab; 
aber ausgeſprochene Franzoſenfreunde und jenes traurige Geſchlecht, 
das den Mantel auf beiden Achſeln zu tragen verſteht, bemühen wir 
uns, durch Zuvorkommenheiten und materielle Zuwendungen zu ge⸗ 
winnen, unbeirrt durch die Körbe, die wir bei dieſem Werben jahraus, 
jahrein heimzutragen gehabt. Kurz, außer unſern ruhmbedeckten Regi⸗ 
mentern und unſerer Univerfität haben wir Deutſchen wenig nach 
Straßburg gebracht, was den Alt⸗Einheimiſchen imponireu, fie uns 
innerlich unterwerfen, oder was uns das ſtolze Gefühl einflößen könnte, 
mit dem man das „Oderint dum metuant!“ auszuſprechen pflegt. 
Früchte unſeres Verhaltens aber, Folgen der Stellung, die wir uns 
ſelbſt gegeben haben, ſind auch jene Ausbrüche rohen Uebermuths, 
Über die wir gegenwärtig entrüſtet find.” — Giebt es denn aber 
keine Mittel, ſo fragen unſere Leſer gewiß, dieſer unbefriedigenden 
Stellung des Deutſchthums hier ein Ende zu machen? O ja, ant⸗ 
worten wir, und ziemlich nahe liegende und einfache. Die Regierung 
wolle hinfort nur dafür ſorgen, daß keine Maßregel getroffen werde, 
die nicht von dem Bewußtſein dictirt iſt, daß wir Deutſchen hier zu 
ande keine Fremden, keine unbequemen Eindringlinge, ſondern voll⸗ 
berechtigte Bürger ſind, daß wir unſern Einzug in dieſes Land nicht 
eiwa unter den trugvollen Panieren eines Königs Ludwig XIV., 
ſondern unter dem gerechten und glorreichen Banner Kaiſer Wilhelms 
gehalten haben! 

Metz, 16. Februar. [Der hieſige Biſchof! betrachtet, der 
2 Karlsr. Big.” zufolge, das Concordat, das dem Staate gewiſſe Auſ⸗ 
ſichtsrechte in kirchlichen Angelegenheiten und verſchledene andere Con⸗ 
keſſtonen zuſichert, durch die Einverleibung feines Bisthums an Deutſch⸗ 
and als nicht mehr zu Recht beſtehend, er erachtet ſich alſo nicht mehr 
für gebunden, die früher der franzöſiſchen und ſeither auch der deut⸗ 
chen Regierung erwieſenen Pflichten zu erfüllen. Die daraus erwach⸗ 
ſenen Conſequenzen werden ohne Zweifel den kirchenpolitiſchen Streit 
auch im Reichslande entfachen. 


Deſterreich. 
Wien, 18. Febr. [Tarif⸗Commiſſion. — Un terſuchung. 
Dementi.] Nach Mittheilung der „Preſſe“ iſt, um den begrün⸗ 
deten Klagen des Geſchäftspublikums über die Höhe der inländischen 
Tarife, namentlich in der Manufactur⸗Waarenbranche zu begegnen, 
eine aus Tarifbeamten der öͤſterreichiſchen Bahnverwaltungen beſte⸗ 
hende Commiſſion zur Reviſion der inländiſchen Tarife niedergeſetzt 
worden. Hauptſächlich ſollen für die Textilinduſtrie Tarifſätze in Vor⸗ 
ſchlag gebracht werden, die den gegenwärtigen mißlichen Geſchäftsver⸗ 
haͤltniſſen entſprechen; die neuen Tarife ſollen binnen 3 Monaten in 
Kraft treten. — Daſſelbe Blatt hört, es ſei gegen mehrere Verwal⸗ 
ungsräthe der Anglobank eine auf die Gründung der Actien-Berg- 
au⸗Geſellſchaft bezügliche Anzeige bei dem Landesgerichte eingelaufen 
und ſeien deshalb von der Staatsanwaltſchaft Vorerhebungen ange: 
ednet worden. — Die „Neue freie Preſſe“ meldet, die Nachricht von 


— 


in den Grenzen einer er⸗ unter dem Vorſitz des ſtellvertretenden Vorſitzenden, 


hält es ſich auch mit dem externirten und bereits ſchon einmal über] lun 


r N 
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Februar. [Verkehr.] Die heute Nachmittag fällige] der Fufionirung mehrerer Heiner böhmischer Bahnen mit der öfter: 


reichiſchen Staatsbahn entſpreche nicht den thatſächlichen Verhältniſſen. 


= 7] Wie der „M. Ztg.“ Es ſeien der letzteren zwar mehrfache Fuſionsanerbietungen gemacht 
geſchrieben wird, iſt der Führer der liberalen Partei im Sieger Lande, worden, dieſelbe habe aber keine Veranlaſſung gefunden, in concrete 
Hambloch, 1848 Mitglied der Nationalverſammlung, zu Krombach am Verhandlungen darüber einzutreten, weil eine Ausdehnung ihres 


Netzes momentan nicht von ihr angeſtrebt, eine ſolche auch nicht als 


[Der Redacteur des hieſigen den Intereſſen ihrer Actionäre entſprechend erachtet werde. 


Provinzial-Zeitung. 


H. Breslau, 18. Februar. [Peſtalozzi⸗Verein.] In der am 16. d. M. 
ehrer Dürr, abgehal⸗ 
tenen General⸗Verſammlung des Vereins gedachte der Vorſitzende zunächſt 
weier dahingeſchiedener Mitglieder, des Hauptlehrers Zimbal und des In⸗ 
tituts⸗Vorſtehers Mandel. Die Verſammlung ehrte das Andenken der 
Verſtorbenen durch Erheben von den Plätzen. Demnächſt erſtattete der 
Schriftführer des Vereins, . Heidrich, den 105 resbericht pro 
1874, aus dem wir Folgendes hervorheben: Der Verein beſchloß das voran⸗ 
gegangene Vereinsjahr mit 270 Mitgliedern, es ſchieden 20 Mitglieder aus, 
66 traten neu ein, ſo daß derſelbe gegenwärtig 316 Mitglieder zählt, von 
denen 48 Nichtlehrer, 206 evangeliſche und 62 katholiſche Lehrer, reſp. 
Lehrerinnen ſind. Der Verein unterſtützte 44 hilfsbedürftige Lehrer⸗ 
Witwen und Waiſen leinſchließlich der vom Provinzial⸗Vereine bewilligten 
Unterſtützungs⸗Dividende) mit je 3 bis 14 Thlr., zuſammen mit 340 Thlr. 
— Die Einnahmen des Vereins betrugen nach dem vom Kaſſirer, Lehrer 
Peuckert II., erſtatteten Kaſſenberichte 287 Thlr. 26 Sgr. und zwar 197 Thlr. 
27 Sgr. 6 Pf. an Mitgliedsbeiträgen, 79 Thlr. 2 Sgr. 6 Pf. als Ertrag 
eines bei Gelegenheit der XXI. allgemeinen deutſchen Lehrer⸗Verſamm⸗ 

von den Herren Muſikdirectoren Fiſcher und Thoma veranſtalteten 
Kirdeen⸗Conderts, 6 Thlr. Geſchenk eines Ungenannten, 1 Thlr. Geſchenk 
durch Lehrer Härtel, 20 Sgr. als Erlös für geſammelte Papierſchnitzel, 
3 Thlr. 6 Sgr. Zinſen. Vom Centralverein wurden ihm 81 Thlr. 2 Sgr. 
überwiejen. Die Verwaltungsausgaben betrugen incl. 10 Thlr. 14 Sgr. 8 
Pf. zur Deckung des Deficits pro 1873 und 6 Thlr. 22 Sgr. Unkoſten beim 
Concert 25 Thlr. 12 Sgr. 8 Pf. — Mit der Reviſion der Kaſſe wurden die 
Herren John und Niepel betraut. — Zum Delegirten des Vereins bei 
der diesjährigen Provinzialverſammlung wurde der Vorſitzende, Rector 
Dietrich, zu deſſen Stellvertreter Lehrer Peuckert gewählt. 


—d. Breslau, 18. Februar. [Socialdemokratiſcher Wahlverein 
für ne In der geſtern Abend im bekannten Local von Scholz ab: 
gehaltenen Verſammlung der Milglieder des ſocial⸗demokratiſchen Wahlver⸗ 
eins für Breslau wurde von Herrn Ahr das nunmehr 15 eſtellte Pro⸗ 

ramm des Vereins mitgetheilt und näher entwickelt Daſſelbe ol nach den 

usführungen des Redners die zeitigen ſocialen Uebel feſtſtellen und ihre 
Abbülfe herbeiführen, ſo zwar, daß unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 
das zunächſt Erreichbare ins Auge gefaßt wird. Erſte Bedingung der Mit⸗ 
lieder des ſocialdemokratiſchen Wahlvereins iſt, nur ſolchen Candidaten die 
3 —. zu geben, welche ſich zur unbedingten Erfüllung des nachſtehenden 
Programms verpflichten: 3 ae 

J) Allgemeines gleiches und directes Wahlrecht mit Diätenzahlung für alle 

eſetzgebenden Körperſchaften, für Communal⸗ und Kreistagswahlen. 

2) Penne der Steuergeſetzgebung durch Aufhebung der Klaſſenſteuer; 
Einführung der progreſſiven Einkommenſteuer, wobei ein Jahresein⸗ 
kommen bis zu 900 Mark, als zum Lebensunterhalt unbedingt nöthig, 
gar nicht, ein Einkommen von 1200 Mark vielleicht mit 5 pCt., bis 
1500 Mark vielleicht mit 10 pCt. u. f. w. beſteuert würde. 

3) Aufhebung der Wucherfreiheit und e von unter Staatsver⸗ 
waltung ſtehenden Provinzial⸗ und Communalbanken zur Creditgabe an 
kleine Grundbesitzer, Handwerker und Handeltreibende. 

4) Staatliche Förderung bei Gründung von Productiv⸗Genoſſenſchaften 
durch Arbeiter. g 

5) Seitens der Arbeiter ſelbſtſtändige Regelung des Krankenunterſtützungs⸗ 

und Beerdigungskaſſenweſens der Geſellen und Fabrikarbeiter unter 
ſtaatlicher Controle. 

6) Freies Vereins⸗ und Verſammlungsrecht für alle Staatsbürger. 
7) Volle Religionsfreiheit und Wegfall aller Staatsdotationen an Geiſt⸗ 

liche irgend einer religiöfen Gemeinſchaft. 5 
8) Freier Unterricht in den Volksſchulen und Dotirung der höheren Lehr⸗ 
anſtalten in der Weiſe, daß auch Kinder unbemittelter Eltern nach einer 
19 9 — Prüfung darin Unterricht und Lehrmittel unentgeltlich er⸗ 

alten können. 

eſetzliche Beſtimmungen, wonach Staats⸗ und Communalbauten, öffent 

liche Lieferung von Induſtricartikeln nur im Inlande oder von Inlän⸗ 
dern, reſp. bei Communen von Communal⸗ Angehörigen ausgeführt 
werden. 

10) I des Beamtendienſteides, ſowie 27 polizeilichen Beſchränkung 
im aft. 
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etriebe der Gaſt⸗ und Schankwirthſch a 
11) Aufhebung der Zuchthausarbeit für Induſtrie⸗ und Gewerbeartikel. Be⸗ 
ſtimmungen über die Haftvollziehung bei politiſchen reſp. lirchlichen 
Vergehen auf Grund des Princips der einfachen Freiheitsentziehung 
und humaner Behandlung. 8 
12) Aufhebung aller Beſteuerung von Lebensmitteln und ſtrenge Strafbe⸗ 
ſtimmungen auf Verfälſchung der Lebensmittel. , Sr 
Daß in dem Programm der Militarismus unerwähnt geblieben, motivirt 
Redner dadurch, daß die nächſte Legislaturperiode durch das Septennium noch 
ebunden ſei und das Programm nur auf geſetzlichem Wege erreichbare 
Biele in's Auge gefaßt habe. Die Verſammlung fand übrigens ein natür⸗ 
liches Ende, d. h. ſie wurde vom Vorſitzenden geſchloſſen. 


** Breslau, 19. Febr. [Der Stolze'ſche Stenographenverein! 
hielt Sonnabend den 13. d. ſein e zahlreich beſuchtes und durch 
einen blühenden Damenflor verſchöntes „ in den Räumen 
des Caſino's ab. Muſikaliſchen und declamatoriſchen Vorträgen folgte ein 
Ball, der die Feſtverſammlung bis in die frühen Morgenſtunden hinein in 
ungetrübter Fröhlichkeit eee Bei der Tafel wurden Toaſte auf 
die Feſtredner, auf die Damen, auf den Vorſitzenden Herrn Rector Adam, 
auf den Verein, auf die Gemülhlichkeit u. ſ. w. ausgebracht, die in ihrer 
theilweiſe ſcherzhaften Faſſung die allgemeine Heiterkeit noch erhöhten. 


Liegnitz, 18. Februar. Heute Vormittag gegen 11 Uhr traf der 
Herr Oberpräſident Graf Arnim-Boitzenburg in unſerer Stadt 
ein. Er wurde von dem Herrn Regierungs⸗Präſidenten Freiherrn 
von Zedlitz auf dem Bahnhofe empfangen und nach dem Regierungs⸗ 
Gebäude geleitet, wo die Vorſtellung der Mitglieder des Collegiums 
und demnächſt die Beſichtigung einiger Bureaux erfolgte. Ferner be⸗ 
ſuchte derſelbe die Ritter⸗Akademie und das Rathhaus und begab ſich 
dann in Begleitung des Herrn Präfidenten von Zedlitz, des Herrn 
Regierungsrathes von Zaſtrow, ſowie des Herrn Bürgermeiſter 
Oertel, nach dem Gymnaſtum, wo er von der Einrichtung und den 
Localen in eingehender Weiſe Kenntniß nahm und ſich ſehr anerkennend 
darüber ausſprach. (Stadtbl.) 


© Beuthen O.⸗S., 17. Februar. [Zur Tageschronik.] Die ordent⸗ 
lichen und außerordentlichen Ausgaben und Einnahmen des ftäntiihen Etats 
ro 1874 waren ſ. Z. im Voranſchlage in Summa auf 149,400 Thlr. normirt. 
Die außerordentlichen Ausgaben in Höhe von 55,000 Thlr. beziehen ſich auf 
bauliche Unternehmungen, zu welchen die von der Stadt A An⸗ 
leihe von einer halben Million Thaler die Mittel gewährt. Von den übrigen 
Koſten wären die Zuſchüſſe zu erwähnen, welche als die größten, für die 
Elementarſchulen mit 21,090 Thlr., für das Waſſerhebewerk und die Bade⸗ 
anftalt mit 15.250 Thlr., an die Armenkaſſe mit 4288 Thlr., an die Gym⸗ 
naſialkaſſe mit 4084 Thlr. geleiſtet worden ſind. Bei den ordentlichen Ein⸗ 
nahmen ſind die Revenüen aus den der Stadt zuſtehenden Forſt⸗ und Gru⸗ 
benrechten im Jahre 1874 weit hinter den 97700 5 zurückgeblieben. Der 
Forſtkaſſe ſollten nach dem Voranſchlage 15,600 Thlr. und der Gruben⸗ 
kaſſe 37,150 Thlr. zufließen, während die Erträge ſich nur auf 8950 Thlr. 
u auf 7523 Thlr. beziffern. Es ift dadurch im Ordinarium ein Einnahme» 
ausfall von 34,700 Thlr. entſtanden, in Rückſicht 1 zur Beſtreitung der 
laufenden Ausgaben weitere 17,000 Thlr. aus den Anleihegeldern entnom⸗ 
men werden mußten. In der Stadtverordneten ⸗Verſammlung am 12. d. er⸗ 
folgte die Berathung des Hauptkämmereicaſſen⸗Etats per 1875, der in Ein⸗ 


nahme und Ausgabe mit 306,000 Mark balancirt. Die wiederum mit 60,000 | 
Mark reducirt, außerdem 


Mark etatirten Grubenerträge wurden auf 30,000 
die mit Mark au A Pflaſterung der Dyngosſtraße ge · 
ſtrichen und nur 600 Mark zur Ausbeſſerung derſelben bewilligt. Nach mehr⸗ 
fachen weiteren Etatsabſchreibungen bleiben, da die ſicher zu erwartenden 


Einnahmen pro 1875 nur mit 100,500 Mark anzurechnen find, noch über 
200,000 Mark durch ſtädtiſche Steuern aufzubringen. Es ergiebt das Letztere! 


einen Steuerſatz von 200 pCt. In derſelben Sitzung bewilligten die Stadt · ER 


verordneten den Gymnaſiallebrern eine jährliche Servisentſchädigung von 
120 bis 180 Thlr. Ein gleicher Antrag des Magiſtrats auf Gewährung von 


Servisentſchädigungen in eben derſelben Höhe an ſtädtiſche Subalternbeamte 


wurde abgelehnt, ebenſo die Summe von 720 Mark für die beabſichtigte An⸗ 
ſtellung eines zweiten Magiſtratsboten. Die vorgenannten beiden Poſten 
waren im Ausgabe⸗Etat bereits berückſichtigt. — Auf dem hieſigen Standes⸗ 
Amte ſind in den letzten drei Monaten des verfloſſenen Jahres 49 Paare, 


und zwar 39 katholiſcher, 2 evangeliſcher, 2 jüdiſcher und 5 gemiſchter Con⸗ 0 


feſſion getraut worden. — Seit dem 11. d. Mis. giebt die Artmann’ice 
Theatergeſellſchaft Vorſtellungen im Speer ſchen Saale, die bei guter Aus⸗ 
führung ſich auch eines lebhaften Zuſpruchs erfreuen. — Zur Warnung vor 
den ſogenannten Ein⸗ und Rückkaufsgeſchäften möchten wir hier noch den 
neuerdings hier vorgekommenen Fall erwäbnen, daß in einem ſolchen Ge⸗ 
ſchäft für ein echtes Sammetjaquet im reellen Werthe von 40 Thlrn. die 
Bagatelle von 3 Thlr. geboten, und wegen augenblicklicher Noth auch ange⸗ 
nommen wurde. Am Verfalltage des geſtatteten Rücktaufs war und blieb 
das Geſchäft geſchloſſen und der am nächſten Tage zu bewerkſtelligende Rück⸗ 
kauf wurde mit dem Bemerken abgelehnt, daß der Termin verfallen ſei. Erſt 


auf die gemachte polizeiliche Anzeige hat ſich der biedere Pfandleiher veran⸗ 


laßt geſehen, den beliehenen reſp. gekauften Gegenſtand gegen Erſtattung der 
3 Thlr. und der Zinſen wieder herauszugeben. 


Gleiwitz, 17. Februar. [Erſter oberſchleſiſcher Städtetag.] Den 
heute hierorts zuſammengetretenen 1. Oberſchleſiſchen Städtetag eröffnete 
Herr Bürgermeiſter Bödcher aus Königshütte Namens des conſtituirenden 
Comite's mit dem Hinweis auf die Zwecke und Ziele der Vereins. Herr 
Bürgermeiſter hrs. (Gleiwitz) begrüßt bierauf die Verſammlung Namens 
der Stadt. An der Berathung nahmen 36 ſtädtiſche Vertreter Theil. Ver⸗ 
ſammlung conſtituirt ſich, indem ſie zum Alterspräſidenten Herrn Bürger⸗ 
meiſter Theisner aus Nicolai, zum Schriftführer den Jüngſten der erſchie⸗ 
nenen Herren, Bürgermeiſter Hir ſchberg aus Toſt wählt und tritt hierauf 
in die Tagesordnung. Der erſte Gegenſtand betrifft D 
bereits vorher redigirtes Statut des Oberſchleſiſchen Städtetages. Auch hier⸗ 
über referirt Hr. Bürgermeiſter Bödcher aus Königshütte und wird das Statut 
nach einigen redactionellen Aenderungen angenommen. Es wird nunmehr 
der Antrag geſtellt, die einzelnen ſtädtiſchen Vertreter zur Erklärung 
des Beitritts aufzufordern, der Antrag wird jedoch nach kurzer Debatte 
zurückgezogen; dagegen wird der Antrag angenommen, einen Paragraphen 
in die Statuten aufzunehmen, welcher die Oeffentlichkeit der 
Sitzungen ausſpricht. Die Verſammlung gebt hierauf zum zweiten Gegen⸗ 
ſtand der Tagesordnung: Vorſtandswahl, über und ſtellt zunächſt die Pra- 
ſenzzahl feſt. Vertreten ſind die Städte: Berun, Beuthen, Coſel, Fried⸗ 
land, Groß⸗Strehlitz, Gleiwitz, Kattowitz, Kieferſtädtel, Königss 
hütte, Leobſchütz, Myslowitz, Nicolai, Neiſſe, Peiskretſcham, Pleß, 
Rybnik, Sohrau u. Tarnowitz. Es werden durch Acclamation in den Vor⸗ 
ſtand gewählt: Küper, Beuthen; Bödcher, Königshütte; Rüpel, Kattowitz; 
Körnig, rn welche ſtatutenmäßig ſich durch 3 Mitglieder zu lane 
haben und zum heutigen Vorſitzenden Herrn Bürgermeiſter Körnig (Gleiwitz) 
ernennen. Derſelbe übernimmt den Vorſitz für die ferneren Verhandlungen, 
indem er dem Alterspräſidenten den Dank für die bisherige Leitung aus⸗ 
ſpricht, welchen Dank auch die Verſammlung durch Aufſtehen zu erkennen 
giebt. Zum Vorort wird hierauf Königshütte gewählt, den Ort der nächſten 
e e ſoll der Vorſtand beſtimmen. — Es referirt nunmehr Herr 
Bürgermeiſter Küper über die Lage des Entwurfs der neuen Städteordnung. 
Referent beſpricht die Hauptunterſchiede der Geſetzesnovelle gegenüber den 
gegenwärtigen Beſtimmungen in längerer Rede und ſtellt hierauf den An⸗ 
trag, den Vorſtand zu beauftragen, den vorgeführten und anderen Bemänge⸗ 
lungen näher zu treten und bei der nächſten Zuſammenkunft zur Berathung 

u ſtellen, event. im Wege von Petitionen dagegen die Stimme zu erheben. 
erſammlung tritt dem Antrage bei und beauftragt den Vorſtand zunächſt 
mit der Ausarbeitung einer Petition an die Königliche Regierung. Hierauf 
geht erſtere zum 4. Gegenſtande der 1 über, betreffend den An⸗ 
trag des Magiſtrats zu Myslowitz: „Der Städtetag wolle beſchließen, höbe⸗ 
ren Orts anzufragen, ob die Ueberweiſung der halben Gebäudeſteuer an die 
Communen als Erſatz für die Koſten aus Anlaß der Errichtung der Standesämter 
mit Sicherheit zu erwarten ſteht, event. 3 Erwirkung dieſer Entſchädigun 
beim Landtage vorſtellig zu werden;“ Referent Bürgermeiſter Sklarzi 
Derſelbe motivirt den Antrag und knüpft daran den Wunſch, daß auch hierin 
der Vorſtand im Wege der Petition weitere Schritte einleite. In der Ver⸗ 
ſammlung wird geltend gemacht, daß über dieſen Gegenſtand bereits Peti⸗ 
tionen erlaſſen wurden, dieſelben ſollen jedoch thunlichſt erneuert werden. — 
Herr Syndicus Hellmann aus Neiſſe ſtellt den Antrag, die Verſammlung 
möge eine Reſolution faſſen, dahin gebend, daß ſie der von der Stadt Brieg 
ausgegangenen Petition über die directen Wahlen zum Provinziallandtage 
beipflichte. Verſammlung beſchließt dem Antrage gemäß, ſowie, daß das 
Protokoll gedruckt und den einzelnen Städten zugeſandt werden ſolle. Hier⸗ 
mit wurde die Sitzung geſchloſſen, die Vertreter der Communen verſammeln 
ſich hierauf im Deutſchen Hauſe zu einem gemeinſamen Diner, an welchem 
eine größere Anzahl Bürger der Stadt Theil nehmen. (Oberſchl. Ztg.) 


(Notizen aus der Provinz.) * Neuftadt O. S. Von hier wird der 
„Neiſſer Ztg.“ geſchrieben: Als am 7. d. M. trotz des orkanartigen Schnee⸗ 
treibens eine Frau von Wieſe nach Neuſtadt ſich begeben wollte, wurde ſie 
unterwegs von einer Schneewehe derartig verſchüttet, daß ſie unzweifelhaft 
ihren Tod gefunden haben würde, hätten nicht einige gleich darauf kommende 
Männer, welche auf ſie geſtößen, fie aus ihrem Schneegrabe glücklich befreit. 

+ Beuthen DS. Die bielige „Grenzztg.“ ſchreibt: Die große Ger 
ſchäftsflaue und das Sinken der Preiſe hat im letzten Viertel des vorigen 
Jahres die Bergwerksbeſitzer des Beuthener Landes genöthigt, die in der 
guten Geſchäftszeit übermäßig in die Höhe geſchraubten Arbeitslähne wieder 
etwas herabzuſetzen, und zwar um 10 bis 12 Procent, wogegen die Hütten⸗ 
arbeiter ihre Löhne unverändert weiter erhalten haben. Bergarbeiter ſind vor⸗ 
handen in runden Zahlen: im Kreiſe Beuthen über 20,000, im Kreiſe 
Kattowitz gegen 10,000, im Kreiſe Tarnowitz 5000; der Kreis Zabrze kommt 
für Bergarbeit nicht in Betracht. Die Arbeiter auf den Eiſenerzförderungen 
ſind nicht mit gerechnet. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolſſ's Telegr.⸗Bureau.) 

Paris, 18. Februar, Abends. „Havas“ meldet: Die Delegirten 
des linken und rechten Centrums und die Gruppe Lavergne⸗Wallon 
gelangten betreffs des Senatsgeſetzes zum Einverſtändniß; fie trafen, 
nachdem Mae Mahon auf die Ernennung eines Theils der Sena⸗ 


toren verzichtet, das Uebereinkommen dahin, daß die Nationalverſamm⸗ 


lung 75 ſtändige unabſetzbare Senatoren ernennt, die übrigen 225, 
zwei von jedem Departement, durch die General- und Arrondiſſements⸗ 
räthe und ein Delegirter von den Municipalräthen gewählt werden. 
Die Linke und die äußerſte Linke berathen morgen. Die Deputirten⸗ 
kreiſe nahmen an: die allgemeine Verſtändigung über die Unabſetzbar⸗ 
keit der von der Nationalverſammlung ernannten Senatoren erregt 
noch Widerſpruch. Ein Theil des rechten Centrums allein acceptirte 
das Einverſtändniß mit der Linken, aus Furcht vor den Bonapartiſten. 

aris, 18. Februar, Abends. Das linke Centrum nahm ein⸗ 
ſtimmig den Antrag Wallon zum Senatsgeſetz an. 

Verſailles, 18. Febr., Abends. In der heutigen Sitzung der 
conſtitutionellen Commiſſion erklärte der Miniſter des Innern: Die 
Regierung laſſe den Commiſſtonsantrag fallen, wonach die Regierung 
ein Drittel der Senatoren wählen ſolle; ſie ſchlage dagegen vor, die 
Nationalverſammlung ſolle dieſes Drittel wählen. Die Commiſſion 
beräth morgen hierüber. 

London, 18. Februar. Unterhaus. Auf die Anfrage Hopivoodo 
erklärt der Marineminiſter: Die Admiralität geſtattete die Benutzung 
des Staatstrockendocks durch das deutſche Panzerſchiff „Kaiſer“, weil 
kein Privatdock verfügbar war; es ſei ein Act einfacher Höflichkeit 
zwiſchen zwei befreundeten Nationen, die unentgeltliche Benutzung des⸗ 
halb ſelbſtverſtändlich. Tichborn's Advocat Kereaty nahm heute den 
Parlamentsſitz ein. 

Konſtantinopel, 18. Febr. Das neue Bankſtatut iſt mittelft eines 
kaiſerlichen Irade ſanctionirt worden. Durch die an dem früheren 
Entwurfe vorgenommenen Abänderungen werden die Bankgarantien, 


welche den Zeichnern der letzten Anleihe in Ausſicht geſtellt worden 


waren, in keinerlei Weiſe berührt. Die Bank iſt mit der Einhebung 
der Staatseinkünfte beauftragt und verpflichtet, den zur Einloͤſung der 
Anleihecoupons erforderlichen Betrag zurückzuhalten. 


4 
Pr 


wie 


TE EEE DIT E 


* 


2 


* 
2 


we 


a a 


Fresh 


* 


eau.) 


a vw 
London, 18. 
die amtlihe Correſpondenz über die Virginiusaffaire. 


Spanien Mitte December 6700 Pfd. St. vorbehaltlich der Entſchei⸗ 
I dung über die Principienfrage. Weitere 6000 Pfd. St. werden nach 


N wahrſcheinlich in ein engliſches Regiment treten. 
B 
0 

N 
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papiere haben nur einen ſehr . Verkehr aufzuweiſen, und blieben 
auf die Entwickelung des allgemeinen Geſchäftsverkehrs ohne Einfluß. 
Die von Wien abhängigen Werthe eröffneten in recht feſter Haltung und 
behaupteten eine ſolche auch, bit gegen den Schluß die eintreffenden Wiener 
Coursmeldungen Realiſationen hervorriefen und ſich in Folge deſſen ein ge 
wiſſer Druck geltend machte. Oeſterr. Staatsbahn trug eine Avance von 
3% Ml. davon, obgleich fie nicht mit höchſtem Courſe ſchloß. Oeſterr. Credits 
actien hatten unter ihren geſtrigen Schlußcourſen eingeſetzt, beſſerten ſich aber bald 
und ſchloſſen in guter Feſtigkeit. Lombarden waren matt und büßten von 
ihrem erhöhten Anfangscourſe ein, vermochten ſich aber auf geſtriger Schluß⸗ 
0 notirung zu behaupten. Oeſtrr. Nebenbahnen waren wenig feſt, Galizier 
ließen nachen, ebenſo dominirte eine matte Haltung für Joſephbahn und 
Rudolfbahn. Oeſterr. Nordweſtbabn behauptete ſich beſſer. Disconto⸗Com⸗ 


105 


mandit eröffnete in rubiger Haltung, brachte dann einen feſteren Charakter] L 


zum Ausdruck, berflaute aber fpäter, 159,20 ult. 1584—58-58%, Dort: 
55 munder Union ſehr matt, da die Börſe die Beſchlüſſe der Generalverſamm⸗ 
2 lung 17919 deutet, 27,50, ult. 28—26 , —27 ,, Laurahütte 119, ult. 
1184 —19—18%. In auswärtigen Staatsanleihen blieb das Geſchäft 
8 ai geringfügig, Deiterreihiihe Renten und Oeſterreichiſche Looſe 


2 


erfuhren kaum eine Veränderung, waren im Allgemeinen doch aber 
eſt, Italiener bewegten ſich in ſehr feſter Tendenz, nur Türken erwie⸗ 
ſlen ſich als matt, Sproc. Rumänen gewinnen fortgeſetzt an Beliebtheit. Ruf: 
iſche Werthe zeigten ſich ſchwächer, nur Prämien⸗Anleihe recht feſt, H ⸗An⸗ 
leihen gut behauptet. Bahnen zu niedrigerem Courſe ſehr lebhaft. Preuß. 
und andere deutſche Staatspapiere trugen eine feſte Phyſiognomie, wurden aber 
nur in ſehr beſchränktem Maße gehandelt. Das Eiſenbahnprior.⸗Geſchäft zeigte 
5 ebenſo unbelebt. Oeſterr. Staatsbahn u. Lombard. Pr. zogen einigermaßen 
b 


* 


— 


2 


| 
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er 


ufmerkſamkeit auf ih. Ungariſche Oſtbahn (Staats⸗) Obligationen 65,20 
bez. u. G. Man verſucht bei der Abnahme der Stücke Schwierigkeiten zu 
machen. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte war der Verkehr ſehr ſchwach und 
ſchlug die Coursbewegung fait auf der ganzen Linie weichende Richtung 
ein. Anhalter, Potsdamer, Halberſtädter und Magdeburg⸗Leipziger wiederum 
1 niedriger, Hamburger 1 geſtriger Notiz. Rumänen ſehr feſt, Grajewo gut 

belebt, Schweizer Weſtbahn aber matt. Bankactien fanden wenig Beach⸗ 


* 


Sr 


e3 


er, 


* 


Bank, Danziger Bankverein, Berg.⸗Märk. (Elberfelder), Breslauer Disconto, 
re und Handelsbank, Mecklenburgiſche Boden, Mecklenburger Hypo: 
ſhekenbank bevorzugt, Braunſchweiger Bank offerirt, Ritterſchaftliche Privat: 
bank und Braunſchweigiſche Creditbank nachgebend. Induſtriepapiere meiſt 
außerhalb des Verkehrs. Montanwerthe im Allgemeinen beſſer, nur Aachen: 
r Bonifacius und Louiſe davon ausgeſchloſſen. In König Wilhelm 
kamen umfangreiche Crecutions⸗Verkäufe zur Effectuirung. Wechſel eher feſt. 
Die bei Schluß der Börſe gemeldete Discontoerböhung der Bank von Eng: 
land um % blieb einflußlos. — Um 188 Uhr: Credit 401, Lombarden 237, 
Framoſen 530, Disconto⸗Commandit 158%, Dortm. Union 26%, Laura⸗ 
75 } tte 119. (Bank⸗ u. 9.8.) 


En i Telegrapfifche Courſe und Börfennachrichten, 


us Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 


eourſe.] Londoner Wechſel 205, 20. Pariſer do. 81, 60. Wiener do. 182, 93. 
Böhmiſche Weſtb. 169. Eliſabethbahn 166%. Galizier 211. Franzoſen“) 
265. Lomb.) 118. Nordweſtbahn 136%. Silberrente 69%. Papier- 
rente 64%. Ruſſ. Bodencredit 92. Ruſſen 1872 101%. Amerikaner 1882 
99. 1860er Looſe 116%. 1864er Looſe 314,90. Creditactien“) 201%. Bank⸗ 
actien 875%. Darmſt. Bank 143%. Brüſſeler Bank 103%. Berliner 
Vankverein 81%. Frankfurter Bankverein 81%. do. Wechslerbank 86. 
Oeſterr.⸗deutſche Bank 85. Meininger Bank 90. Hahn' ſche Effectenb. 112%. 
Prov.⸗Disc.⸗Geſellſchaft 80%. Continental 85%. Heſſ. 95 28 118%. 
Oberheſſen 74%. Raab⸗Grazer 85%. Ungar. Staatslooſe 175, 25 do. Schatz⸗ 
anweiſungen alte 93%. do. Schatzanw. neue 91%. Oregon Eifenb. —. 
1 5 ge do. 12%. 


D per medio reſp. per ultimo. 

Central⸗Pacific 83. 

3 = terreichiſche Creditactien und Ahe ee feſi, Banken behauptet, öfter: 

rleiichi eſt. 

I Zac Schluß der Börfe: Ereditactien 200%, Franzoſen 264%, Lom⸗ 
barden 117%. 


66er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe —. 
Aheiniſche 


) 
ee 18. Februar. [Getreidemarkt.] Weizen loco geſchäftslos, 


auf Termine ruhig. 


5 


Ze 


ai und 
pCt. 45%. Kaffee 
Sack. Petroleum ruhig, Standard white lle 
Februar⸗März 12, 


Be Biverpool, 18. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] 


5 5 un 900% ale 


Ballen. 


„fair Broach 5%, new omra 5%, good bi 
dras 5, fair Pernam 8%, fair Smyrna 6%, fair 


Egyptian 8%- 
g  Amfterdam, 18. Febr., Nachm. [Getreivemarkt.] (Schlußbericht.) 
Br per November 268. Roggen per März 179, der Mai 175%. 
. 18. Februar, 2 — 5 4 Uhr 30 Min. [Getreide⸗ 
markt.] (Schlußbericht) Weizen matt. Roggen ruhig, Odeſſa 17%. Hafer 


2388,10 


tung. Preuß. Bodencredit und Spielhagen anziehend und lebhaft; Dresdener] R 


Bi . Frankfurt a. M., 18. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗2 


Bergiſch⸗Maͤrk. St.⸗A. 79%. Disconto] 


ir 


Buenos Apres, 13. 
Co.] Wir nehmen 


D. 88—100 


jemlich regelmäßig ein. Die 
5 bei einiger Zurückhaltung, 


2.172,43 · 
r. 2,05—2,15 


Fr. 1,92—2,08. 


pen u. Havre 
zum 2 
Segelfracht. 


nſtehend 


zu rechnen. 4 5 
Gegenwärtige Preiſe laſſen ſich wie folgt zuſammenfaſſen: 
Supra: Wollen . bon 33—37% 
Gute HavreWollen. ⸗ 31—34% 
Gute Antwerpener 
Wollen 30-31 
Regul. Antwerpener 
ollen 29-30% 
Defecte Antwerpener 
2629 


ollen UN. 
Lamm⸗Wolle, faſt ohne 
Kletten, ſehr ſelten 
amm⸗Wollen, mit mehr 
oder weniger Kletten⸗ 


D. 82— 87 
D. 76— 81 
D. 72— 75 
D. 65— 71 
D. 82 — 95 
D. — — 


Fr. 1,83 — 1,90. 
Fr. 1,68—1,81. 
Fr. 2,05—2,32. 


In Antwer! 
Verkauf ei 


tigen Cours u 


2 
5 
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Berlin, 18. Februar. [Productenbericht.] Roggen verkehrte in recht 
feſter Haltung, von Seiten der Platzſpeculation wurden größere Poſten ge⸗ 
deckt. — Roggenmehl feſt. — Weizen wurde abermals beſſer bezahlt und 


erfreute ſich eines ziemlich lebhaften 
verändert, ſchließen feſt. 
ritus ohne weſentliche Aenderung. 


— Rüböl behauptet, aber ohne Umſatz. — 


eſchäfts. — Hafer loco ſtill, Termine 


Spi⸗ 


Weizen loco 162—198 Rchmk. pro 1000 Kilogr. nach Qualität geſor⸗ 


dert, pr. Januar — Rchmk. bez., pr. 


a — RE 


mk. bez., pr. 


April⸗Mai 175½ —176½ Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 177 —178 Rchmk. bez., 
pr. Juni⸗Juli 180—180% Rchmk. bez., per Juli⸗Auguſt 181 —182 Rchmk. 


bez., pr. November⸗December — 
N — Rchmk. — 
nach 


Rchmk. bez. — Getündigt — Etnr. 
Roggen pro 1000 Kilo. loco 138—160 Rchmk. 


Kün⸗ 


nalität geforbert, ruſſiſcher 138—145 Rchmk. bez., ordin. ruſſiſcher — 


Rchmk. bez., inländiſcher 150 —158 Rchmk. bez., geringer inländiſcher 150 


158 R 


— Achmk. nach 
il De — gchmk. bez., pr. 
53 


digungspreis — Rchmk 


mk. bez., defecter ruſſiſcher — Achmk. ab Bahn bet; 
bez., pr. Februar⸗März 141—141} 


pr. Februar 


chmk. bez., pr. 
140140 Nehmt. 


ai⸗ 
r. Juli⸗Auguſt 
chmk. — Erb⸗ 


Spiruus pr. 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 56,8 Rchmk. bez., „mit Faß“ 


pr. Januar⸗Februar 57,8—58 Rchmk. bez., pr. 
75 April 


ez., pr. März⸗April — Rchmk. bez., p 


pr. Mai⸗Juni 56,8 —6—8 Rchmk. bez 


ebruar⸗März 57,8 — 58 Rmkl. 
tai 56,8—6—8 
bez., pr. Juni⸗Juli 59,7—5—7 Rchml. 


Rchmk. bez., 


bez., pr. Juli⸗Auguſt 60,6—2—4 Rchmk. bez., pr. Auguſt⸗September 60,8 


m 


60,6 —60,8 Rchmk. bez., pr. Septemher⸗October — Rchmk. bez. — Gekün⸗ 
diat — Liter. Kündigungspreis — Achmk. 


Breslau, 19. Febr., 9 Uhr Vorm. Der Geſchäftsverkehr am beu⸗ 
tigen Markte war ſchwach, bei mäßigem Angebot und unveränderten Preiſen. 
beachtet, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 15 bis 17,20 19,40 Mark, gelber 15—16,70—17,70 Mark, feinſte 


Weizen, feine Qualitäten mehr 
Sorte über Notiz bezahlt. 
Rogo en wenig, 
feinfte Sorte über Notiz bezahlt. 


15,20 bis 16,30 Mark. 


verändert, pr. 100 Kilogr. 13,70—15 bis 15,60 Mark, 
Gerſte in ruhiger Haltung, per 100 Kilogr. 13,50—15 Mark, weiße 


afer ſchwach beachtet, per 100 Kilogr. 15— 15,70 bis 17,20 Mark, 


feinſter über Notiz. 


Mais unverändert, per 100 Kilogr. 14—1 
Erbſen ſtark angeboten, per 100 Kilogr. 1 
offerirt, per 100 Kilogr. 21—21,75—22,50 Mark. 


Bohnen mehr 


4,50 Mark. 
81921 Mark. 


Lupinen angeboten, pr. 100 Kilogr. gelbe 14 — 15,25 Mark, blaue 


13,5015 Mark. 


Wicken gut verkäuflich, per 100 Kilogr. 17—18—20 Mark. 


Sele te in ruhiger Haltung. 


Schlaglein mehr offerirt. 
Schlag⸗Leinſaat . 26 
Winterraps 780 
Winterrübſen 24 70 
Sommerrübſen - 24 75 
Leindotter 23 75 


Rapskuchen gut verkäuflich, pr. 50 Kilog 


22 25 75 
r. 8-8,20 Mark. 


Per 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
25 24 = 22 50 


23 20 
22 80 
22 50 


21 


Leinkuchen mehr offerirt, pr. 50 Kilogr. 10,80—11 Mark. 


Kleeſamen, 


feiner über Notiz. 


Thymothee mehr offerirt, pr. 50 Kilogr. 23— 
0 ; De nt pr. 100 ilogr. 
25 Mark, Hausbacken 


Mehl in matter Haltung 
27 Mark, Roggen fein 25,25—2 } 


unverändert, rother matter, pr. 50 Kilogr. 46—50 bis 
53,50 Mark, weißer mehr Kauflust, pr. 50 Kilogr. 56—60—71 Mark, hoch⸗ 


31,50—35 Mark. 


ein, 


Roggen⸗Futtermehl 12,25—12,75 Mark, Weizenkleie 9,25—9,50 Mark. 


Meteorologiſche Be 
Sternwa 


e auf der königl. Univerſitäts 
e 


behauptet. Gerſte unverändert, Vendce 23. 
n 0 2 ) de würd e, Uhr 5 Din. ‚[Betroleum: zu Breslau. 
1 ar ußbericht. es, Type weiß, loco ez. u. Br., 
. een Pe ber Be Br Wege Br., per September 9255 Br., Lu e 707 1 Nag in. * | ee 
pen 12 M. 35 5 are Schlußbericht.) Standard white 1 e we 14718 5 6476 . er 
. A a —— Dunſtſättigung 91 pCt. 92 pCt. 92 pCt. 
Wien, 18. Februar. [Wochenausweis der gefammten lombar⸗ . N 0 | S0 1 SO. 3 
R ‚bilden Cifenbahn] vom 5. bis zum II. Februar 1,167,751 Fl., gegen] Wetter ER bezogen. heiter. trübe. 
1,096,269 a der entſprechenden Woche des Vorjahres, mithin Wochen⸗Mehr⸗ 
5 280 1,482 Fl. Bisherige Mehreinnahme ſeit dem 1. Januar d. J. Breslau, 19. Febr, [Waſſ a N 90 Cm. U.⸗P. — M. 20 Cm. 
e . and. 


fein 26,50 bis 
5—24,25 Mark, 


Er REN 1 
e e 
1 ER * i 7 
Berliner Börse v. 1875. 
Weohsel-Course. Eisenbahn - Stamm -Actien. 
Amsterdaml00F1.| 8 T. [314 178,50 bz Divid, prof 1873 J 1874 fl.. 
do. do. 2M. 3½ 174,50 ba Aachen -Mastricht.] 1% — 4 
kugsburg 100 El.] 2 M. 4 170 @ Berg.-Märkische .| 3 — 14 
Frankf. a. M. 10 Fl.] 2 M. 4 | — — Ber.in-Anhalt. . 16 — 14 
Leipzig 100 Thlr.] 8 T. 4½ — — do. Dresden. 5 5. 15 | 
London 1 Lat. 3 M. 3½ 20,36 bz Berlin- Görlitz 3 — 4 
Paris 100 Fres, 8 T. |4 | 81,50 bz Berlin-Hamburg, .|10 — 4 
Petersburg 1008 R.] 3 M. % 281,4 ba Berl. Nordbahn 8 0 4 | 
Warschau 1008R,| 8 T. 5½ 1283,40 bz Berl.-Postd,-Magd.| 4 — 4 
Wien 100 Fl.. 8 T. 4½ 182,70 ba Berlin-Stettin. . |10% — 14 
do, do. 2M. 4½ 181,60 va Böhm. Westbahn. 5 5 5 
Breslau-Freib. 8 — 14 
do. neue] 5 5 5 — — 
Fonds- und Geld-Course. Cöln-Minden . 8% | — 4 |108,50-8,50 bz 
do. neue] 5 5 5 1103,10 bz 
Freiw. Staats- Anleihejdy — — Cuxhav. Eisenb. .| 6 6 6 
Staats- Anl. 4% % ige 4½ — — Dux-BodenbachB| 0 00 (4 
do, eongolid. 4½ 105, 28 ba Gal.Carl-Ludw.-B.| 8,67 | — 4 
do, dige. 4, 99,50 bz Halle-Soran-Gub.| 0 0 4 
Staats-Schuldscheine, . 3½ 91,90 etbz Hannovar-Altenb.| 6 0 4 
Präm.-Anleihe v. 18653 ½ 138 8 Kaschau-Oderbrg. 8 5 5 
Berliner Stadt-Oblig. . 4½ 102,40 ba Kronpr.Rudolphb. B 5 6 
Berliner 4½10 12% ba Ludwigsh,-Bexb, .| 9 RER | 
Pommersche ; . .|3%g| 87,75 G Mürk.-Posener 0 0 4 
3 Posens cho 4 | 95 etbed Magdeb. -Halberst.| 6 — 44 | 
L Schlesische 3½ 86,50 bzB Magdeb.-Leipzig 14 — 
3 Kur- u. Neumärk.- 1 97,90 bz 40, I 5 4 4 
3 Pommersche. 4 | 97 bz Mainz-Ludwigsh, .| 9 — 
E 1 Posensche, ..... 4 | 8,50 bz& Niederschl. -Märk.| 4 4 
3 Preussische . 4 | 97,25 bz Oberschl. A. C. D. 13 2 
3 J Westfäl, u. Rhein. 4 97.90 ba 0 zu 
/ Sächsische „..+. 4 98 do. neue 47 2 u 
2 (Schlesische 4 | 96,15 bz Oester Fr, Bb — 
2 ester.-Fr.-St.-B. 10 4 
Badische Präm.-Anl, 4 121 bzG Oest. Nordwestb.| 8 5 5 
Baterischo 4% Anleihe] |122,90 bad | Oester.südl,St.-B, .| 3 — 4 
Cöln-Mind.Prämiensch. 3½ 108,40 bzB | Ostpreuss, Südb. .| 0 00 A 
— — Rechte O.-U.-Bahnſ 6 — 4 
Kurh. 40 Thir.-Loose 236.50 bad Reichenberg-Pardſ 4 4% 4% 
Badische 35 Fl.-Loose 125,50 bz Rheinische 9 — 4 
Braunschw. Präm.-Anleihe 74,60 bz Rhein-Nahe-Bahnſ 0 0 4 
Oldenburger Loose 132,20 bad Rumän.Eisenbahn| 5 tl 
— Ischweiz Westbahn] 1% — 4 
Louisd. — — d. — Fremd. kn. 9,83 @ | Stargard-Posener.] 4% 4% 4% 101 B 
Ducaten 9.58 B Oest, Bkn. 183 ba Thüringer. 7 — 4 
Sover. 20,48 6 do,Silbrgld. 193 bz | Warschau-Wien ‚Ill — 141% 


Napoleons 16,30 ba [do. %,-Guld, 192 ba 


Imperial — — |Russ.Bkn, 284 ba Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. 
Dollars 4,19 G Berlin-Görlitzer. J 8 5 46 98,50 6 
Berlin. Nordbahn 5 = 5 16,80 bad 
Breslau Warschau 38 bad 
Hypotheken- Certificate. Halle-Sorau-Gub, 0 8 5 42,70 ba 
"ac 1 1 102.90 bag annover-Altenb, 39,90 bzB 
a er 100.50 bz Kohlfurt-Falkenb.| 5 — 6 | 53 ba 
Deutsche Hyp.-Bk.-Ptb]44,| 95,75 & Märkisch-Posener| 0 0 5 | 55,50 b 
Kündbr. Cent, Bod. Cr. 4 100, 40 ba Magdeb.-Halbergt.“ 344 3% 3½ 63,50 bz 
Unkünd, do. (1872)j6 102,60 ba do, Lit. C.] 6 5 5 96,25 bz 
do. rückbz. à 110)5 106,50 bs Ostpr. Südbahn . 0 0 366 | 78 b2@ 
do. do. do, 4¼ 99,50 ba Pomm, Centralb, .| 0 0 fr. 5,80 dz 
Unk. H. d. Pr. Bd. Crd.-B. 8 102,50 bz Rechte O,-U.-Bahn) 6% | — |5 11% bz@ 
do, III. Em. dos 101 bz Rum. (40% Einz.) 8 8 8 | 83,90 ba 
Kündb.Hyp.-Schuld,do.|5 71 ei Saal-Bahn .. 5 — ‚6 144 bzB 
Hyp.Anth. Nord-6.-C.B.|5 101, 2 n 
er Hypoth.-Briefeſb |165 @ Bank-Paplere. 
goth. Präm.-Pf. I. Em.|5 108,50 @ AngloDeutsche Bk. 0 — 4 36,60 0 
do. do. U. Em. s 105,5 ba Allg. Deut. Hand.-G I 0 5 4 13 4 
do. 5% Pl. rkzibr.m110j5 103,0 bz Berl. Bankverein] 6½ — 4 | 81,25 bag 
do, 4½ do. do, m. 11004½ 96,75 bad Berl. Kassen-Ver.|29 19¼ 4 237 6 
Meininger Präm.-Pfd,]4_ 103,70 ba Berl. Handels-Ges.| 6 — 4 |119 bz 
Oest, Silberptandbr. . 6%½ 67 bad Berl. Prod.-Makl. B12 0 4 | 60,50 bz 
do. Hyp. rd. PIndbr. 6 65,25 G do. Prod-u. Hdls. B.] 3 10% 4 | 89,75 bad 
Pfdb.d.Oest Bd.-Or.-Ge.jö | 88 bz Braunsehw, Bank| 9 — 4 100,10 B 
Schles.Bodener,Pfndbr.)5 100,50 B Bresl. Disc. Bank. 2% — 14 85,25 bz 
x do, 4,75 8 do. Hand. u.-Entrp.] 5 — 4 (— — 
züdd. Bod.-Cred.-Pfdb.|ö 102,50 G Bresl.Maklerbank| ® — 4 76 
Wiener Silberpfandbr.l8½ l — — Bresl.Mkl.-Ver.-B.| 5 — 14 87 B 
— . (H —— [res. ee 0 — 4 | 75,75 bz 
Centralb. f. Ind, u, 
Ausländische Fonds. Hand, „| 4 — 4 12 9 ba 
Oest. Silberrento . q 4% 69,40 B Coburg. Ored.-Bk. 2 
do. Papierrente 1 64.70 bz Danziger Priv.-Bk.| 7% | 6 4 1114,90 @ 
do. öder Präm.-Aul. 4 112,50 B Darmst, Creditpk. 10 — 4 [143 etbaB 
do. Lott. Anl. v. 60 6 116 50 bzB Darmst. Zettelbk.] 730 | — 4 102 6 
do, Credit-Loose . . .|— |356 bad Deutsche Bank,. 4 — 4 | 86,25 bz 
do, 64er Loose... 11 bad do. Hyp.-B. Berlinf 5 — 4 | 89,20 b 
. Russ. Präm.-Anl, v. 64/5 ‚171,75 ba Deutsche Unionsb.] 1 — 4 | 72,75 bad 
do. do. 8665 171,75 bz Disc.-Com. -A. 14 — 4 159,20 bz 
do, Bod.-Ored.-Pfäh. . 8 — — — . 3 — 4 ip 5 
5 5 = 2 5 un; — 
Russ.-Pol. Schatz -Ob1|4 88530 8 Gender 0 Rn i 10255 1 
Poln. Liquid.-Pfandbr.4 | 70,80 bz oth.Grundered, 25 b2G 
Be en p. 8810 110340 bas | Hamb. Vereins-b.[10% 11% l [123,50 ba 
d0. do. p. 18866 102,20 bz Hannov. Bank . . 75 | — [4 193,½75 B 
do, 85% Anleihe. 5 | 99 bz do. _Disc,-Bk,| 0 — 4 | 78,50 bz 
Französische Rente. 5 — — Hessisehe Bank .| 0 — 14 64 8 
Ital. neue 5% Anleihejö | 69,80 bzB Königsb. do. | 0 5% 4 | 3 @ 
Ital. Tabak-Öblig. . . 6 | 99,40-50.cbB | Lndw.B. Kwileckil o — 4 |606 
Raab- Grazer 100 Thlr.L. 4 | 84,90 bzB Leip. Ored,- Anst. 9 — 4 144 bag 
Rumänische Anleihe 8 105,70 & Luxemburg. Bank] 8 je 09: Du 
Türkische Anleihe. . 6 | 43,25 bz Magdeburger do, 10 | 5% 4 1070 8 
Ung.5%St.-Eisenb.-Anl,|5 | 74,60 bz Meininger do. — 4 | 89,50 etba@ 
7 Moldauer Lds.-Bk.| 5 — 4 0 6 
Schwedische 10 Thir.-Loose — — Nordd, Bank 104% 10 4 143 bz 
. ... 8 
Finnische 10 Tri- Loose 39 bad Nordd.Grunder.B.| 7% 9% 4 104,50 bz& 
Türken. Loose 101 B Oberlausitzer Bk.| 0 — 4 | 63 ba 
Ostdeutsche Bank| 47 |0 f | 1730 556 
stdeutsche Be 2 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Ostd. Troduet- Bk. 6 — 1 1 8 
Berg-Märk. Serie II.. . 414, 99,25 8 PosnerProv.-Bank| 7% — 4 108,0 8 
do. II. v. S.3 6. 3½ 84,40 B Preuss. Bank-Act,|20 — 4% 150 bz 
do. do. VI. 4½ 98 bag Pr.-Bod.-Cr.-Act. B.] 0 — 4 106,90 bed 
do, Hess. Nordbahn|5 103 6 Pr- Cent,-Bod.-Cr.| 9% — 44 119 B 
Berlin- Görlitz 5 104 bzG Sächs. B 60 % J. 8.12 10½% 4 119 @ 
o. 97.90 bz Sächs. Cred.-Bank| 0 5 48250 6 
Breslau-Freib, Litt. D.|4 5 Schl. Bank. - Ver.] 6 — 4 1103,25 bz 
do. 0. 6.[4½ — Schl. Centralbank| 8 — 4 | 5940 bz 
do, do. Ha) — — Schl. Vereinsbank| 7 — 4 191,494 
Oöln-Minden . IIIA |93G Thüringer Bank 8 — 14 90 bad 
do. «+4 d0,j41, 100 B Weimar, Bank 5 — 4 87 bas 
do. Iv.a 93,50 8 Wiener Unionsb. I 0 — 4 1188 
do. . VA 92,50 6 
Halle-Sorau-Guben . 4 96 5 (In Liquidation.) 
Hannover Altenbeken 8 — — Berliner Bank. 0 | — ftr. 74 0 
Märkisch-Posener . . .Jö | — — Berl. Lomb.-Bank; 0 — ftr. 18 6 
N. M. Staatsb. 1. Ser.]4 | 98 8 Berl. Makler-Bauk| 0 — ftr. — — 
do, do. men s 8 Berl. Wechslerbk.| 0 — ftr. 60,50 b. 
do, do, OblLu.ll.j4 | 98 B 8 7 5 N 
‘ Br, Pr,-Wechsl.-B.| 0 0 fr.] 69 B 
do. do. UI. Ser.]! | 97 B Centralb, f. Genos.| 0 — tr.] 88,78 bz 
Oberschles. 9... 1 Nrdschl. Cassenv.| 0 — tr.] 1,25 @ 
e Venzlene Pos. Pr.-Wäochsl.- If 0 — ftr. 18 
4% G. ER MR Falls Pr. Oredit-Anstalt| @ — ftr. 88 B 
n N Prov.-Wechsl-Bk.| 0 — . 50 8 
„E. 4 5 u Im 
255 5 . 1 10050 @ Ver.-Bk. Quistorp r. 50 .bz& 
do. 
. 10 10540 B Industrie-Paplere. 
do cinece 6 104 Baugess. Plessner, 0 0 tr.] 1,10 bz 
do von 1873.4 — — Berl-Eisenb.-Bd,A.| 6%, — 4 1138,50 bzB 
do, von 1874, „|41,| 98,75 bı@ D. Eisenbahnb.-G, 0 0 4 | 26,50 ba 
do, Brieg-Neisse 4% — — do. Reichs- u.00,-E,| 8 — 4 85,23 0 
do, Cosel-Oderb. [4 — — Märk. Sch. Masch. G.] 0 — 4 28,50 b 
do. do. 5 1104,25 bz Nordd. Papierfahr.| 0 — 4 B 
do,Stargard-Posen, 4 | — — Westend, Com.-@,| 0 — tr.] 20,90 etbz@ 
do. do. II. — 4 — — 
do. do. III, Em. 4 — — „ Uyp. Vers-Act. 14% [18% [4 127,90 
do. Närschl.Zwgb 8 — — Schl. Peuervers. 18 10 fie 1 bd “ 
Ostpreuss. Südbahn . 5b | — — 
Bechte-Oder-Uier-B. % 1103,50 B Donnersmarkhütte) 6 — 1 40 * 
seblesw. Eisenbahn . . 44% 99 @ Dortm. Union. 0 — 4 | 27,50 bz 
Königs- u. Laurah,|20 — 4 119 bz 
Chemnitz-Komotau . 6 63 . Lauchhammer 2 — 4 | 42,50 B 
Dux-Bodenbach . 46 | 82,20 b2G Marienhütte „...[ 6 — 4 | 70,50 dzB 
do, II. Emission. 6 69,18 B Minerva ....,.0 — ftr. — — 
Prag- Dun fr. 34,80 8 Moritzhütte . 6 — 4 40 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn. s | 93,25 bz Oschl. Eisenwerk. 0 — 4 2 B 
do. do. nenelö 91,76 bad Redenbhütte 2 — 4 23 6 
Kaschau- Oderberg. . 6 | 75 bz@ Schl. Kohlenwerk. 1 — 14 46 bz& 
Ung. Nordostbahn . %s 63,70 bz Schles. Zinkb.-Act.| 8 — 4 | 195,50 B 
Ung. Ostbahn. 5 | 61.40 B a 18 BE Hi RN 
Lemberg-Czernowitz %s | 71,50 bad arnowitz. . — 2 
do. 40. Is | 78 bs Vorwärtshütte . 7 — 36 B 
do. de, III. s | 71 etbzB ö 
Mährische Grenzbahn s | 69,25 B Baltischer Lloyd .| 0 — 4 1% bzB 
Mühr-Schl,Centralbahn/fr, | 29,10 @ Bresl. Bierbrauer.| 0 — 14 | 24,% etbz2& 
do, neuelfr, | 39,59 d Bresl. E.-Wa genb.] 3:4 — 4 46 bd 
Kronpr. Rudolph-Bahnſe | 84,90 ba do, ver, Oelfabr,| 8 — 4 56,28 0 
Oesterr,-Französische .|3 327,10 bad Erdm- Spinnerei .| 7 — 14 [62 bzG 
do, do. neuel3 1320 bz Görlitz, Eisenb.-B.| 0 — 14 | a3 etbad 
do, südl. Staatsbahnſs 248 bz Hoffm’s Wag.-Fab,| 5% — 4 32 6 
do. neue 1249,80 ba | 0,Schl. Eisenb.-B.| 5 — 14 | 51,50 8 
do, Obligationen. 8 | 87,60: ba Schles, Leinenind.] 9 7% 4 | 89,60 ba 
Warschau-Wien II. . .|5 | 99,60 bad 8 Aet.-Br. (Scholtz). 0 — fr. 20 
do. III. . 6 99 8 0. Porzellan 7 — 14 1306 
do, IV. . % | 97,60 @ Schl. Tuchfabrik- 0 — 4 | 250 @ 
— do. Wagenb.-Anst.| 0 — 4 750 8 
Bank- Discont 4 pCt, Schl. Wollw. Fabr.] 0 — 4 | 20,50 8 
Lombard-Zinziuss 5 pCt, Wilhelmshütte BIA[10 - 1 94 4 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


